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Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von 
 Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)
Anordnung häusliche Absonderung (Quarantäne) für die Krippen-
gruppe der Kindertagesstätte Hohnstädter Lehmhauskinder e. V.,  
Elfackerweg 14 in 04668 Grimma, die am 19.01.2021 und 20.01.2021 
die Kindertagesstätte besuchten und die Erzieherin, die am 20.01.2021 
die Kinder der Krippengruppe betreute

Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 In-fektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
in der aktuell geltenden Fassung nachfolgende

Allgemeinverfügung
1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an die Krippenkinder der 

Kindertagesstätte Hohnstädter Lehmhauskinder e. V., Elfacker-
weg 14 in 04668 Grimma, die am 19.01.2021 und 20.01.2021 
die Kindertagesstätte besuchten, sowie an die Erzieherin, die am 
20.01.2021 die Kinder der Krippengruppe betreute.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 benannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 21.01.2021 bis 03.02.2021 die häusliche Absonderung an-
geordnet. Dies wurde den betroffenen Personen über die Einrich-
tungsleitung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu emp fangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Kindertagesstätte Hohnstädter Lehmhauskinder 
e. V. in Grimma gehört, kann der Krankheitserreger besonders schnell 
übertragen werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend 
erforderlich die Infektionsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Kindertagesstätte Hohnstädter Lehmhauskinder e. V. in 
Grimma ist an COVID 19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich 
bestätigt. Diese Erkrankung in der Einrichtung wurde dem Gesund-
heitsamt am 22.01.2021 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund in der Kita 
stattgefundenen Kontakten wurde die Quarantäne für den o. g. Perso-
nenkreis gegenüber der Einrichtungsleitung am 23.01.2021 mündlich 
angeordnet.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3  
Abs. 1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähig Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie ei-

Öffentliche Bekanntmachungen
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Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 24.01.2021

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Allgemeinverfügung

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG)
Absonderung von Kontaktpersonen der Kategorie I, von Ver-
dachtspersonen und von positiv auf das Coronavirus getesteten 
Personen
Bekanntmachung des Landkreises Leipzig vom 18.01.2021
Der Landkreis Leipzig erlässt auf der Grundlage des § 28 Abs. 1  
Satz 1, § 29 Abs. 1 und 2, § 30 Abs. 1 Satz 2 des Infektionsschutzgeset-
zes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen 
Staatsregierung und des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales 
und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der Zuständigkei-
ten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für 
Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe folgende

Allgemeinverfügung
1. Begriffsbestimmung
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten, soweit nicht anders 
angegeben, für folgende Personen (betroffene Personen):
1.1 Personen, denen vom Gesundheitsamt oder auf Veranlassung des 
Gesundheitsamtes mitgeteilt wurde, dass sie aufgrund eines engen 
Kontakts zu einem bestätigten Fall von COVID-19 nach den jeweils 
geltenden Kriterien des Robert Koch-Instituts Kontaktpersonen der 
Kategorie I sind. Dazu gehören insbesondere Personen, die mit der 
positiv getesteten Person in einem Hausstand zusammenleben (Haus-
standsangehörige), auch wenn sie noch keine Mitteilung gemäß Satz 
1 erhalten haben.
1.2 Personen, die Erkrankungszeichen zeigen, die auf eine SARS-CoV-
2-Infektion hindeuten, und für die entweder das Gesundheitsamt eine 
Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet hat oder die sich aufgrund der 
Erkrankungszeichen nach ärztlicher Beratung einer Testung auf SARS-
CoV-2 unterzogen haben (Verdachtspersonen).
1.3 Personen, die Kenntnis davon haben, dass ein nach Inkrafttreten 
dieser Allgemeinverfügung bei ihnen vorgenommener PCR-Test (mo-
lekularbiologische Untersuchung auf das Vorhandensein von Corona-
virus SARS-CoV-2) oder ein nach Inkrafttreten dieser Allgemeinver-
fügung bei ihnen vorgenommener Antigenschnelltest (Antigentest für 
den direkten Erregernachweis von SARS-CoV-2) ein positives Ergeb-
nis aufweist (positiv getestete Personen) und die weder Kontaktper-
sonen der Kategorie I nach Nr. 1.1 dieser Allgemeinverfügung noch 
Verdachtspersonen nach Nr. 1.2 dieser Allgemeinverfügung sind.
1.4 Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten zudem für be-
troffene Personen, die nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Land-
kreis Leipzig haben oder zuletzt hatten, wenn der Anlass für die Amts-
handlung im Landkreis Leipzig hervortritt. In diesen Fällen wird das 
örtlich zuständige Gesundheitsamt unverzüglich unterrichtet. Die Re-
gelungen dieser Allgemeinverfügung gelten so lange fort, bis das ört-
lich zuständige Gesundheitsamt etwas Anderes entscheidet.
2. Vorschriften zur Absonderung
2.1 Anordnung der Absonderung:
2.1.1 Kontaktpersonen der Kategorie I müssen sich unverzüglich nach 
der Mitteilung des Gesundheitsamts oder der Mitteilung auf Veranlas-

ner Kindertagesstätte zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu 
Mensch kommen, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit 
zusammen ist. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von 
Krankheitserregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs. 1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Unter Berücksichtigung des dynamischen Infektionsgeschehens in 
Sachsen werden immer mehr SARS-CoV-2 positive Fälle auch inner-
halb von Kindertageseinrichtungen den Gesundheitsämtern zur Mel-
dung gebracht.
Nach Ermittlung des Index-Falles werden in der Regel unter Berück-
sichtigung der Inkubationszeit und der Infektiösität in Absprache mit 
den Einrichtungsleitungen die Personen abgesondert, die entsprechend 
den Empfehlungen des Robert-Koch-Institutes (RKI) zu den Kontakt-
personen der Kategorie I zählen. Im Idealfall betrifft dies eine genau 
definierte Personenzahl mit Exposition zum Indexfall. Infektketten 
werden so erkannt und eingedämmt.
Aufgrund der Erkrankung an COVID 19 und Bestätigung mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich einer Person der Kindertagesstätte Hohnstädter 
Lehmhauskinder e. V. in Grimma und stattgefundenen Kontakten inner-
halb des o. g. Personenkreises wurden mithin auch Kinder der Krippen-
gruppe, die am 19.01.2021 und 20.01.2021 die Kita besuchten und die 
Erzieherin, die am 20.01.2021 die Kinder der Krippengruppe betreute 
als Kontaktpersonen der Kategorie 1 ermittelt.
Um das fortschreitende Infektionsgeschehen zu begrenzen und das 
Ausbruchsgeschehen in der Kindertageseinrichtung entsprechend ein-
zudämmen, war somit auch eine häusliche Absonderung der o. g. Per-
sonen unumgänglich.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
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sung des Gesundheitsamts gemäß Nr. 1.1 und bis zum Ablauf des 14. 
Tages nach dem vom Gesundheitsamt mitgeteilten letzten Kontakt mit 
einem bestätigten COVID-19-Fall absondern, sofern keine anderwei-
tige Anordnung des Gesundheitsamtes erfolgt. Das Gesundheitsamt 
nimmt die Kontaktdaten auf und belehrt die Kontaktpersonen unverzüg-
lich schriftlich oder elektronisch über die einzuhaltenden Maßnahmen.
Hausstandsangehörige müssen sich unverzüglich nach Kenntniserlan-
gung von dem positiven Testergebnis der im Hausstand wohnenden 
Person in Absonderung begeben. Ausgenommen von der Pflicht zur 
Absonderung und der Weitergabe ihrer Kontaktdaten sind folgende 
Personen: Hausstandsangehörige, die bereits selbst vor höchstens sechs 
Monaten mittels PCR-Test positiv getestete Personen waren, symptom-
frei sind und deren Absonderung beendet ist, sowie Hausstandsange-
hörige, die seit dem Zeitpunkt der Testung sowie in den zwei Tagen 
vor diesem Zeitpunkt keinen Kontakt zu der positiv getesteten Person 
hatten und ihrerseits keine typischen Symptome aufweisen.
2.1.2 Verdachtspersonen müssen sich unverzüglich nach der Mitteilung 
des Gesundheitsamts über die Anordnung der Testung oder, wenn eine 
solche Anordnung nicht erfolgt ist, unverzüglich nach Vornahme der 
Testung absondern. Für den Zeitraum der Durchführung einer Testung 
außerhalb des Absonderungsortes gilt die Absonderung als aufgehoben. 
Das Gesundheitsamt oder der Arzt, der die Beratung vor der Testung 
vornimmt, informieren die Verdachtsperson schriftlich oder elektro-
nisch über die Verpflichtung zur Absonderung. Wird von einem Arzt 
eine Testung im Rahmen eines Hausbesuchs oder in der Praxis vorge-
nommen, so ist die Verdachtsperson durch diesen bei der Testabnahme 
über die Verpflichtung zur Absonderung schriftlich oder elektronisch 
durch Übermittlung des Tenors dieser Allgemeinverfügung und gege-
benenfalls anderer Materialien zu informieren. Verdachtspersonen sind 
gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. t IfSG dem Gesundheitsamt zu melden.
2.1.3 Positiv getestete Personen müssen sich unverzüglich nach Kennt-
niserlangung des positiven Testergebnisses absondern. Die das Tester-
gebnis bekanntgebende Stelle bzw. Person informiert bei Bekanntgabe 
des Testergebnisses die positiv getesteten Personen schriftlich oder 
elektronisch über die Verpflichtung zur Absonderung. Die Meldepflich-
ten gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. t und § 7 Abs. 1 Nr. 44a IfSG 
bleiben davon unberührt. Die positiv getestete Person ist verpflichtet, 
sich beim Gesundheitsamt zu melden und über das Testergebnis zu 
informieren. Sie hat zugleich dem Gesundheitsamt ihre Absonderung 
unter Angabe ihres Namens, sowie einer Post und E-Mail-Adresse/Te-
lefonnummer mitzuteilen. Außerdem hat sie das Gesundheitsamt über 
ihre engen Kontaktpersonen, inklusive der Hausstandsangehörigen, zu 
informieren. Dies sind diejenigen Personen, mit denen für einen Zeit-
raum von mehr als 15 Minuten und mit einem Abstand von weniger als  
1,5 Metern ein Kontakt ohne das beiderseitige Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung bestand oder Personen, mit denen ein schlecht oder 
nicht belüfteter Raum über eine längere Zeit geteilt wurde (Kontaktper-
son Kategorie I). Zudem ist sie verpflichtet, ihre Hausstandsangehöri-
gen über das positive Testergebnis und die damit verbundene Pflicht zur 
Absonderung zu informieren.
2.1.4 Durch einen Antigenschnelltest positiv getestete Personen sollten 
sich dringend mittels eines PCR-Tests nachtesten lassen, um das Test-
ergebnis zu bestätigen. Dies kann bei einem niedergelassenen Arzt oder 
Testzentrum erfolgen. Bei mittels Antigenschnelltest positiv getesteten 
Personen endet die Absonderung mit dem Vorliegen eines negativen 
Testergebnisses durch PCR-Test. Die Person muss das Gesundheitsamt 
unverzüglich darüber in Kenntnis setzen.
2.2 Die Absonderung hat in einer Wohnung oder einem anderweitig 
räumlich abgrenzbaren Teil eines Gebäudes zu erfolgen.
2.3 Kontaktpersonen der Kategorie I, Verdachtspersonen und posi-
tiv getestete Personen dürfen während der Zeit der Absonderung die 
Wohnung nicht ohne ausdrückliche Zustimmung des Gesundheitsamtes 
verlassen. Der zeitweise Aufenthalt in einem zur Wohnung gehörenden 
Garten, einer Terrasse oder eines Balkons ist nur alleine gestattet. Ver-
dachtspersonen dürfen die Wohnung für die nach Nr. 1.2 vom Gesund-
heitsamt angeordnete Testung verlassen.
2.4 In der gesamten Zeit der Absonderung muss eine räumliche oder 
zeitliche Trennung des Betroffenen von anderen Hausstandsangehöri-
gen sichergestellt sein. Eine „zeitliche Trennung“ kann z. B. dadurch 
erfolgen, dass die Mahlzeiten nicht gemeinsam, sondern nacheinander 
eingenommen werden. Eine „räumliche Trennung“ kann z. B. dadurch 

erfolgen, dass sich die betroffene Person in einem anderen Raum als die 
anderen Hausstandsangehörigen aufhält.
2.5 Während der Absonderung darf die betroffene Person keinen Be-
such durch Personen, die nicht zum selben Hausstand gehören, empfan-
gen. Das Gesundheitsamt kann im begründeten Einzelfall eine andere 
Entscheidung treffen.
3. Hygieneregeln während der Absonderung
3.1 Die Kontaktperson der Kategorie I, die Verdachtsperson oder die 
positiv getestete Person sowie ggf. auch weitere Hausstandsangehö-
rige werden vom Gesundheitsamt belehrt und hinsichtlich geeigneter  
Hygiene- und Schutzmaßnahmen, insbesondere zur Verhinderung einer 
weiteren Verbreitung der Infektionen, informiert.
3.2 Die Hinweise des Gesundheitsamts zu den Hygiene- und Schutz-
maßnahmen sind zu beachten.
4. Maßnahmen während der Absonderung von Kontaktpersonen 
der Kategorie I
4.1 Das Gesundheitsamt soll den Kontakt mit der Kontaktperson der 
Kategorie I aktiv aufnehmen und pflegen. Die Kontaktaufnahme erfolgt 
per Telefon, hilfsweise durch elektronische Kommunikationsmittel wie 
z. B. E-Mail oder andere digitale Medien.
4.2 Während der Zeit der Absonderung hat die Kontaktperson der Ka-
tegorie I ein Tagebuch zu führen, in dem - soweit möglich - zweimal 
täglich die Körpertemperatur und - soweit vorhanden - der Verlauf von 
Erkrankungszeichen sowie allgemeine Aktivitäten und der Kontakt zu 
weiteren Personen festzuhalten sind. Auf Verlangen des Gesundheits-
amtes hat die Kontaktperson der Kategorie I Informationen aus dem 
Tagebuch mitzuteilen.
4.3 Während der Absonderung hat die Kontaktperson der Kategorie I 
Untersuchungen (z. B. ärztliche Konsultationen und Diagnostik) und 
die Entnahme von Untersuchungsmaterial durch Beauftragte des Ge-
sundheitsamtes an sich vornehmen zu lassen. Dies betrifft insbesondere 
Abstriche von Schleimhäuten und Blutentnahmen.
4.4 Sollte die Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs in einem Un-
ternehmen der kritischen Infrastruktur oder des Dienstbetriebs einer 
Behörde trotz Ausschöpfung aller organisatorischen Möglichkeiten, 
wie der Umsetzung von Personal aus anderen Bereichen, durch die Ab-
sonderung gefährdet sein, kann bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
im Einzelfall unter Beachtung von Auflagen zur Einhaltung der Infekti-
onshygiene zum Schutz anderer Mitarbeiter von der Anordnung der Ab-
sonderung abgewichen werden. Die Entscheidung trifft das zuständige 
Gesundheitsamt, ggf. nach Rücksprache mit dem betriebsärztlichen 
Dienst und der Betriebs- oder Behördenleitung.
5. Weitergehende Regelungen während der Absonderung
5.1 Wenn Kontaktpersonen der Kategorie I Krankheitszeichen zeigen, 
die mit einer SARS-CoV-2-Infektion vereinbar sind, oder wenn sich bei 
Verdachtspersonen der Gesundheitszustand verschlechtert, haben sie 
das Gesundheitsamt unverzüglich telefonisch, hilfsweise durch elekt-
ronische Kommunikationsmittel wie z. B. E-Mail oder andere digitale 
Medien zu kontaktieren.
5.2 Sollte während der Absonderung eine weitergehende medizinische 
Behandlung oder ein Rettungstransport erforderlich werden, muss die 
betroffene Person vorab telefonisch die versorgende Einrichtung oder 
den Rettungsdienst über den Grund der Absonderung informieren. Das 
Gesundheitsamt ist zusätzlich vorab zu unterrichten.
5.3 Ist die betroffene Person minderjährig oder ist eine Betreuerin oder 
ein Betreuer gesetzlich bestimmt, sind die Personensorgeberechtigten 
für die Einhaltung der Absonderung verantwortlich.
6. Beendigung der Maßnahmen
6.1 Bei Kontaktpersonen der Kategorie I, bei denen kein positives Tes-
tergebnis auf das Vorhandensein von Coronavirus SARS-CoV-2 vor-
liegt, endet die Absonderung, wenn der enge Kontakt zu einem bestä-
tigten COVID-19-Fall mindestens 14 Tage zurückliegt und während der 
Absonderung keine für COVID-19 typischen Krankheitszeichen aufge-
treten sind, soweit das Gesundheitsamt nichts Anderes angeordnet hat.
Die häusliche Absonderung kann bei fehlender Symptomatik auf  
10 Tage verkürzt werden, wenn ein negativer SARS-CoV-2-Test (An-
tigenschnelltest oder PCR-Test) vorliegt; der Test darf frühestens am 
zehnten Tag der Quarantäne durchgeführt werden. Bei Nachweis einer 
neuartigen Variante von SARS-CoV-2, wie sie in England und Südaf-
rika erstmals isoliert wurden (B.1.1.7; B.1.351), erfolgt keine Verkür-
zung der Quarantänedauer von 14 Tagen.
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stehen, besteht die Gefahr einer Verstärkung des Infektionsgeschehens 
mit erheblichen Folgen für Leben und Gesundheit der Bevölkerung und 
einer möglichen Überforderung des Gesundheitssystems unvermindert 
fort.
Nach der Risikobewertung des Robert Koch-Instituts handelt es sich 
weltweit und in Deutschland nach wie vor um eine sehr dynamische 
und ernst zu nehmende Situation. Die Gefährdung für die Gesundheit 
der Bevölkerung in Deutschland wird nach wie vor insgesamt als hoch, 
für Risikogruppen als sehr hoch eingeschätzt.
Gerade angesichts schwerer und lebensbedrohender Krankheitsverläu-
fe muss es Ziel sein, durch geeignete Maßnahmen wie eine Absonde-
rung von Kontaktpersonen mit engem Kontakt zu COVID-19-Fällen, 
von Verdachtspersonen, die aufgrund einschlägiger Symptomatik auf 
SARS-CoV-2 getestet werden und von Personen, die positiv auf das 
Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden, eine 
Ausbreitung der Infektion mit SARS-CoV-2 soweit wie möglich zeit-
lich zu verlangsamen. Nur so können auch die Risikogruppen ausrei-
chend geschützt werden. Die Absonderung ist dabei aus infektionsme-
dizinischer Sicht eine entscheidende Maßnahme zur Unterbrechung 
möglicher Infektionsketten.
Zu Nr. 1:
Unter die Definition einer Kontaktperson der Kategorie I fallen die Per-
sonen, die einen engen Kontakt zu COVID-19-Erkrankten im Sinn der 
Empfehlungen „Kontaktpersonennachverfolgung bei respiratorischen 
Erkrankungen durch das Coronavirus SARS-CoV-2“ des Robert Koch-
Instituts vom 18. März 2020 gehabt haben. In der vorgenannten Emp-
fehlung werden die entsprechenden Übertragungswege der Erkrankung 
berücksichtigt und mögliche Expositionsszenarien benannt. Vorausset-
zung der Verpflichtung zur Absonderung ist, dass die betreffende Per-
son durch das Gesundheitsamt als Kontaktperson der Kategorie I iden-
tifiziert wurde und eine entsprechende Mitteilung des Gesundheitsamts 
erhalten hat.
Grundsätzlich gehören die Mitglieder eines Hausstandes aufgrund der 
räumlichen und körperlichen Nähe zu den Kontaktpersonen der Kate-
gorie I.
Unter Verdachtsperson werden Personen verstanden, die Erkrankungs-
zeichen zeigen, die mit einer SARS-CoV-2-Infektion vereinbar sind 
und für die entweder vom Gesundheitsamt eine Testung auf SARS-
CoV-2 angeordnet wurde oder die sich nach ärztlicher Beratung einer 
solchen Testung unterzogen haben.
Positiv getestete Personen sind alle Personen, die Kenntnis davon ha-
ben, dass eine nach Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung bei ihnen 
vorgenommene molekularbiologische Untersuchung auf das Vorhan-
densein von Coronavirus SARS-CoV-2 bzw. ein nach Inkrafttreten 
dieser Allgemeinverfügung bei ihnen vorgenommener Antigentest für 
den direkten Erregernachweis von SARS-CoV-2 ein positives Ergeb-
nis aufweist. Kontaktpersonen der Kategorie I und Verdachtspersonen 
werden aus der Definition positiv getesteter Personen ausgenommen, 
da Kontaktpersonen der Kategorie I und Verdachtspersonen nach dieser 
Allgemeinverfügung bereits zeitlich vor der Kenntnis eines positiven 
Testergebnisses zur Absonderung verpflichtet sind und die Pflicht zur 
Absonderung für diese Personen mit Kenntnis des positiven Testergeb-
nisses fortdauert.
Das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig ist für den Vollzug des 
Infektionsschutzgesetzes zuständig. Die örtliche Zuständigkeit besteht 
für betroffene Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Land-
kreis Leipzig haben oder zuletzt hatten. Dies entspricht regelmäßig dem 
Wohnsitz der Personen.
Bei Gefahr im Verzug gilt eine Notzuständigkeit auf der Grundlage 
des § 3 Abs. 4 Verwaltungsverfahrenssetz in Verbindung mit § 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für den Freistaat Sachsen auch für be-
troffene Personen, die nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Land-
kreis Leipzig haben oder zuletzt hatten. Unaufschiebbare Maßnahmen 
müssen danach durch das örtliche Gesundheitsamt getroffen werden, 
in dessen Bezirk der Anlass für die Amtshandlung hervortritt. In An-
betracht der genannten erheblichen Gefahren für die Gesundheit, die 
körperliche Unversehrtheit und das Leben zahlreicher Personen durch 
schwere und lebensbedrohende Krankheitsverläufe besteht Gefahr in 
Verzug bei allen betroffenen Personen, für die im Landkreis Leipzig 
der Anlass für die Absonderung hervortritt. Die sofortige Entschei-
dung ist zur Verhinderung der weiteren Verbreitung des Coronavirus 

Im Fall eines positiven Testergebnisses endet die Absonderung bei 
asymptomatischem Krankheitsverlauf frühestens zehn Tage nach Erst-
nachweis des Erregers, bei leicht symptomatischem Krankheitsverlauf 
frühestens zehn Tage nach Symptombeginn und Symptomfreiheit seit 
mindestens 48 Stunden (definiert als nachhaltige Besserung der akuten 
COVID-19-Symptomatik gemäß ärztlicher Beurteilung). Hierüber ent-
scheidet das Gesundheitsamt.
6.2 Bei Verdachtspersonen endet die Absonderung mit dem Vorliegen 
eines negativen Testergebnisses (PCR-Test). Das negative Testergebnis 
ist auf Verlangen der Verdachtsperson schriftlich oder elektronisch zu 
bestätigen. Ist das Testergebnis der Verdachtsperson positiv, wird die 
Absonderung fortgesetzt und das zuständige Gesundheitsamt trifft die 
notwendigen Anordnungen. Die Absonderung endet bei asymptomati-
schem Krankheitsverlauf frühestens zehn Tage nach Erstnachweis des 
Erregers, bei leicht symptomatischem Krankheitsverlauf frühestens 
zehn Tage nach Symptombeginn und Symptomfreiheit seit mindestens 
48 Stunden (definiert als nachhaltige Besserung der akuten COVID-
19-Symptomatik gemäß ärztlicher Beurteilung). Hierüber entscheidet 
das Gesundheitsamt.
6.3 Bei positiv getesteten Personen endet die Absonderung bei asym-
ptomatischem Krankheitsverlauf frühestens zehn Tage nach Erstnach-
weis des Erregers, bei leicht symptomatischem Krankheitsverlauf 
frühestens zehn Tage nach Symptombeginn und Symptomfreiheit seit 
mindestens 48 Stunden (definiert als nachhaltige Besserung der akuten 
COVID-19-Symptomatik gemäß ärztlicher Beurteilung). Das Gesund-
heitsamt trifft die notwendigen Anordnungen und entscheidet über die 
Beendigung der Absonderung.
Bei mittels Antigenschnelltest positiv getesteten Personen endet die 
Absonderung mit dem Vorliegen eines negativen Testergebnisses durch 
PCR-Test.
7. Straftat/Ordnungswidrigkeit
Eine Zuwiderhandlung gegen diese Allgemeinverfügung kann nach  
§ 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. Wird 
die Zuwiderhandlung vorsätzlich begangen und dadurch die Coronavi-
rus-Krankheit-2019 (COVID-19) verbreitet, kann dies gemäß § 74 IfSG 
als Straftat geahndet werden.
8. Sofortige Vollziehbarkeit, Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar.
Sie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft und gilt bis zum 
31.03.2021. Gleichzeitig tritt die Allgemeinverfügung des Landkrei-
ses Leipzig zum Vollzug des Infektionsschutzgesetzes „Absonderung 
von Kontaktpersonen der Kategorie I, von Verdachtspersonen und von 
positiv auf das Coronavirus getesteten Personen“ vom 10.12.2020 mit 
Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung außer Kraft.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim 
Landratsamt Landkreis Leipzig, Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna 
erhoben werden. Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-
Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem 
De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: Gesund-
heitsamt@lk-l.de-mail.de.
Begründung
Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die not-
wendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis  
31 IfSG genannten, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Anste-
ckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden, soweit und 
solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten 
erforderlich ist. Die Zuständigkeit des Landkreises Leipzig ergibt sich 
aus § 1 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung 
und des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaft-
lichen Zusammenhalt zur Regelung der Zuständigkeiten nach dem In-
fektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für Impfungen und 
andere Maßnahmen der Prophylaxe.
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinn 
des § 2 Nr. 1 IfSG, der sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Es war 
zu beobachten, dass es auch im Landkreis Leipzig zu einer raschen 
Verbreitung der Infektion in der Bevölkerung gekommen ist. Insbeson-
dere bei älteren Menschen und Vorerkrankten besteht ein sehr hohes 
Erkrankungs- und Sterberisiko. Da derzeit der Impfstoff noch nicht für 
die gesamte Bevölkerung und keine wirksame Therapie zur Verfügung 
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Durch die Ausweitung von Testmöglichkeiten und die unterschied-
lichen Anbieter von Testungen kann trotz der nach dem Infektions-
schutzgesetz bestehenden Meldepflichten nicht ausgeschlossen werden, 
dass die positiv getestete Person von dem Ergebnis der Testung schneller 
erfährt als das zuständige Gesundheitsamt auf dem Meldeweg nach dem 
Infektionsschutzgesetz. Zudem unterliegen Personen, die außerhalb des 
Gebietes der Bundesrepublik Deutschland Testungen vornehmen, nicht 
dem Meldeweg des Infektionsschutzgesetzes. Es ist daher erforderlich, 
dass positiv getestete Personen von sich aus das zuständige Gesundheits-
amt und ihre engen Kontaktpersonen (insb. Hausstandsmitglieder) über 
das positive Testergebnis informieren. Das Gesundheitsamt trifft dann die 
weiteren Anordnungen.
Zu Nr. 3:
Um eine Weitergabe des Virus zu vermeiden, müssen die in ihrer Wirk-
samkeit anerkannten Hygieneregeln und Schutzmaßnahmen durch die 
Kontaktpersonen der Kategorie I, Verdachtspersonen und positiv getes-
tete Personen zuverlässig eingehalten werden. Dies trifft auch auf die 
mit der Kontaktperson, der Verdachtsperson oder der positiv getesteten 
Person in einem Hausstand lebenden Personen zu. Hierzu ist eine umfas-
sende Belehrung durch das Gesundheitsamt vorgesehen.
Zu Nr. 4:
Um zeitkritisch die weitere gesundheitliche Entwicklung bei den Kon-
taktpersonen der Kategorie I, die ein höheres Krankheitsrisiko für CO-
VID-19 haben, nachvollziehen zu können, müssen Kontaktperson und 
Gesundheitsamt regelmäßigen Kontakt halten. Ideal ist in diesem Fall ein 
täglicher Kontakt. Zur Bestätigung einer COVID-19-Erkrankung muss 
das Gesundheitsamt eine entsprechende Diagnostik bzw. die Entnah-
me von Proben (z. B. Abstriche der Rachenwand) veranlassen können. 
Das zu führende Tagebuch unterstützt die Kontaktpersonen, frühzeitig 
Krankheitssymptome zu erkennen und ermöglicht dem Gesundheitsamt 
gesundheitliche Risiken von anderen Personen, z. B. der Haushaltsange-
hörigen, sowie den Verlauf der Absonderung bzw. Erkrankung einschät-
zen zu können.
Für Fälle, in denen die Absonderung von Kontaktpersonen der Kategorie 
I den Dienst- oder Geschäftsbetrieb von Behörden oder Unternehmen der 
kritischen Infrastruktur gefährdet, ist die Möglichkeit einer Ausnahmere-
gelung im Einzelfall vorgesehen, die mit den notwendigen Auflagen zum 
Schutz anderer Mitarbeiter von Infektionen verbunden werden soll. Zu 
den Bereichen der kritischen Infrastruktur im Sinn dieser Allgemeinver-
fügung zählen insbesondere alle Einrichtungen, die der Aufrechterhal-
tung der Gesundheitsversorgung und der Pflege sowie der Behinderten-
hilfe, Kinder- und Jugendhilfe, der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
einschließlich der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr (Feuerwehr, Ret-
tungsdienst und Katastrophenschutz), der Sicherstellung der öffentlichen 
Infrastrukturen (Telekommunikationsdienste, Energie, Wasser, ÖPNV, 
Entsorgung), der Lebensmittelversorgung und der Handlungsfähigkeit 
zentraler Stellen von Staat, Justiz und Verwaltung dienen.
Zu Nr. 5.:
Beim Auftreten von für COVID-19 einschlägigen Krankheitszeichen 
bei einer Kontaktperson der Kategorie I muss das Gesundheitsamt un-
verzüglich informiert werden, um die weiteren infektionsmedizinischen 
Maßnahmen ohne Verzug ergreifen zu können. Verdachtspersonen müs-
sen das Gesundheitsamt informieren, wenn sich ihr Gesundheitszustand 
verschlechtert. Mit den weiteren Regelungen wird erreicht, dass eine 
notwendige medizinische Behandlung oder ein Rettungstransport mit 
Kenntnis des Gesundheitsamtes möglich ist. Gleichzeitig wird aber auch 
ein ausreichender Schutz Dritter vor einer Infektion sichergestellt. Au-
ßerdem ist es erforderlich, dass auch minderjährige Kontaktpersonen und 
Verdachtspersonen bzw. solche, die eine Betreuerin bzw. einen Betreuer 
haben, unter die Regelungen zur Absonderung fallen. Die in diesem Fall 
verantwortliche Person muss festgelegt werden.
Zu Nr. 6.:
Die Absonderung kann erst dann beendet werden, wenn der enge Kontakt 
einer Person mit einem COVID-19-Fall, der zur anschließenden Abson-
derung geführt hat, mindestens 14 Tage zurückliegt und während der gan-
zen Zeit der Isolation keine für COVID-19 typischen Symptome aufge-
treten sind. In jedem Fall ist eine fachliche Beurteilung und Entscheidung 
des Gesundheitsamtes zur Aufhebung der Isolation erforderlich, um das 
Ziel der Absonderung nicht zu gefährden. Bestätigt eine bei einer Kon-
taktperson der Kategorie I vorgenommene molekularbiologische Testung 
eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, so muss die Abson-

SARS-CoV-2 und damit im öffentlichen Interesse notwendig. Die Zu-
ständigkeit endet dort, wo die eigentlich zuständige Behörde wieder 
handlungsfähig ist. Das eigentlich örtlich zuständige Gesundheitsamt 
wird unverzüglich unterrichtet.
Zu Nr. 2:
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne 
des § 2 Nr. 1 IfSG, der sich im Landkreis Leipzig stark ausgebreitet hat. 
Da die Infektion mit SARS-CoV-2 über Tröpfchen, z. B. durch Hus-
ten und Niesen, erfolgt, kann es über diesen Weg zu einer Übertragung 
von Mensch zu Mensch kommen. Prinzipiell ist auch eine Übertragung 
durch Schmierinfektion/Infektion durch kontaminierte Oberflächen 
nicht auszuschließen. Beide Übertragungswege sind bei der Festlegung 
erforderlicher Maßnahmen daher zu berücksichtigen.
Nach derzeitigem Wissen kann die Inkubationszeit bis zu 14 Tage be-
tragen. Daher müssen alle Personen, die in den letzten 14 Tagen einen 
engen Kontakt im Sinne der Empfehlungen des Robert Koch-Instituts 
mit einem COVID-19-Fall hatten, abgesondert werden. Da nicht nur 
bereits Erkrankte bzw. Personen mit charakteristischen Symptomen, 
sondern auch infizierte Personen, die noch keine Krankheitszeichen 
zeigen, das Virus übertragen können, ist eine Absonderung in jedem 
Fall erforderlich. Nur so können die Weitergabe von SARS-CoV-2 an 
Dritte wirksam verhindert und Infektionsketten unterbrochen werden. 
Von besonderer Bedeutung ist dabei, dass die Betroffenen sich räumlich 
und zeitlich konsequent von Personen des eigenen Hausstands als auch 
weiteren Personen getrennt halten. Nur so kann ein Kontakt von Drit-
ten mit potentiell infektiösen Sekreten und Körperflüssigkeiten ausge-
schlossen werden.
Durch eine schnelle Identifizierung und Absonderung von engen Kon-
taktpersonen der Kategorie I durch das Gesundheitsamt wird sicher-
gestellt, dass möglichst keine unkontrollierte Weitergabe des Virus 
erfolgt. Um die Infektionsverbreitung so schnell wie möglich zu un-
terbinden, müssen sich auch Hausstandsangehörige einer positiv getes-
teten Person unverzüglich absondern. Dies trifft auch zu, solange sie 
noch nicht als Kontaktperson I vom Gesundheitsamt eingestuft wurden. 
Hier ist aufgrund der Nähe die Wahrscheinlichkeit einer Übertragung 
des Virus hoch.
Das Gesundheitsamt nimmt aktiv Kontakt mit den Betroffenen auf, 
belehrt sie über die Hygiene- und Schutzmaßnahmen und übermittelt 
entsprechendes Informationsmaterial. Vor diesem Hintergrund ist die 
zeitlich befristete Anordnung einer Absonderung aus medizinischer 
und rechtlicher Sicht verhältnismäßig und gerechtfertigt.
Zur Eindämmung von Infektionen ist es zudem erforderlich, dass sich 
auch Verdachtspersonen mit Erkrankungssymptomen, für die aufgrund 
dieser medizinischen Indikation entweder vom Gesundheitsamt eine 
Testung angeordnet wurde oder die sich nach ärztlicher Beratung einer 
Testung unterzogen haben, zunächst in Absonderung begeben. Das Ge-
sundheitsamt oder der beratende Arzt haben die Verdachtsperson über 
die Verpflichtung zur Quarantäne zu informieren. Die Meldepflicht 
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. t und § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 44a 
IfSG, die auch in Fällen gilt, in denen die betreffende Person nicht be-
reit ist, sich freiwillig einer Testung zu unterziehen, bleibt unberührt. 
Für Personen, die sich ohne Erkrankungssymptome einer lediglich aus 
epidemiologischer Indikation vorsorglich vorgenommenen Testung 
(etwa einer sogenannten „Reihentestung“) unterziehen, gilt die Pflicht 
zur Absonderung nach dieser Allgemeinverfügung nicht, solange kein 
positives Testergebnis vorliegt.
Zur Eindämmung der Infektion ist es darüber hinaus unabdingbar, dass 
sich Personen mit einem positiven Testergebnis (molekularbiologische 
Untersuchung bzw. Antigenschnelltest) unverzüglich nach Kenntniser-
langung absondern müssen. Die Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 kann auch durch asymptomatische Personen übertragen werden. 
Liegt ein positives Testergebnis vor, bestehen dringende Anhaltspunkte 
für eine Infektion. Hierbei kommt es nicht darauf an, wo und aus wel-
chem Anlass die Testung vorgenommen wurde. Um Damit die positiv 
getestete Person sich und ggf. ihre Hausstandsangehörigen unverzüg-
lich absondern kann, informiert die das Testergebnis bekanntgebende 
Stelle bzw. Person auch über die Pflicht zur Absonderung.
Personen, die mittels eines Antigentests positiv getestet wurden, haben 
Anspruch auf eine bestätigende Testung mit einem Nukleinsäurenach-
weis (z. B. PCR-Test), um potenzielle falsch-positive Testergebnisse 
auszuschließen.
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f. Cospudener See,
g. Markkleeberger See,
h. Rückhaltebecken Stöhna,
i. Störmthaler See,
j. Stausee Rötha,
k. Kahnsdorfer See,
l. Hainer See,
m. Haubitzer See,
n. Speicherbecken Witznitz,
o. Speicherbecken Borna,
p. Groitzscher See,
q. Haselbacher See,
r. Haselbacher/Regiser Teichgruppe,

i. Pfaffenteich,
ii. Zetzschenteich,
iii. Bienenteich,
iv. Börstenteich,
v. Holzteich,
vi. Neuwiese,
vii. Kleine Brandsee,
viii. Große Brandsee,
ix. Kirchteich,

s. Bockwitzer See,
t. Harthsee,
u. Eschefelder Teichgruppe,

i. Großer Teich,
ii. Streckteiche,
iii. Vorwärmerteich,
iv. Kinderteich,
v. Ziegelteich,
vi. Neuer Teich,
vii. Straßenteich,
viii. Oberhainteich,
ix. Unterhainteich,
x. Mauerteich,
xi. Schlossteich,

v. Talsperre Schömbach,
w. Ammelshainer See (Moritzsee),
x. Naunhofer See (Grillensee),
y. Wermsdorfer Teiche,

i. Oberer Göttwitzsee,
ii. Unterer Göttwitzsee,
iii. Vorsperre Döllnitzsee,
iv. Jägerteich,
v. Wiesenteich,
vi. Langer Rodaer See,
vii. Kleiner Rodaer See,
viii. Schösserteich

3. Die folgenden Ortslagen gelten zum anderen als Risikogebiet:
(a) In der Gemeinde Pegau: Stadt Pegau und die dazu gehörige 

Gemarkung,
(b) In der Gemeinde Borna: Stadt Borna und die dazu gehörige 

Gemarkung,
(c) In der Gemeinde Borsdorf: Ortsteil Panitzsch und die dazu-

gehörige Gemarkung
(d) In der Gemeinde Lossatal: Ortsteil Hohburg und die dazuge-

hörige Gemarkung
(e) In der Gemeinde Grimma: Ortsteil Denkwitz und die dazu-

gehörige Gemarkung
(f) In der Gemeinde Bennewitz: Ortsteil Deuben und die dazu-

gehörige Gemarkung
(g) In der Gemeinde Colditz: Ortsteil Hohnbach und die dazu-

gehörige Gemarkung
(h) In der Gemeinde Geithain: Ortsteil Bruchheim und die dazu-

gehörige Gemarkung
4. Halter von Hühnern, Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, Reb-

hühnern, Tauben, Truthühnern, Wachteln oder Laufvögel, die 
bisher noch nicht der Pflicht zur Anzeige und Registrierung ihrer 
Vogelhaltung beim LÜVA nachgekommen sind, haben dies unver-
züglich nachzuholen.

derung fortgesetzt werden. Das Gesundheitsamt trifft die erforderlichen 
Anordnungen.
Die Absonderung der Verdachtsperson endet mit dem Vorliegen eines ne-
gativen Testergebnisses, spätestens jedoch nach Ablauf von fünf Tagen 
seit der Testung. In diesem Zeitraum wird das Testergebnis in der Regel 
vorliegen. Da eine unverzügliche Benachrichtigung der Verdachtsperson 
aber nicht in allen Fällen zuverlässig sichergestellt werden kann, ist eine 
Höchstdauer der Absonderung aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ge-
boten. Die Benachrichtigung über ein negatives Testergebnis kann auch 
telefonisch erfolgen. Zu Beweiszwecken hinsichtlich der Beendigung der 
Pflicht zur Absonderung kann die Verdachtsperson aber eine schriftliche 
oder elektronische Bestätigung verlangen. Ist das Testergebnis positiv, so 
muss die Absonderung fortgesetzt werden und das zuständige Gesund-
heitsamt trifft die erforderlichen weiteren Anordnungen.
Bei positiv getesteten Personen trifft das zuständige Gesundheitsamt die 
erforderlichen weiteren Anordnungen. Das zuständige Gesundheitsamt 
entscheidet auch über die Dauer der Absonderung.
Im Fall eines positiven Testergebnisses endet die Absonderung bei 
asymptomatischem Krankheitsverlauf frühestens zehn Tage nach Erst-
nachweis des Erregers, bei leicht symptomatischem Krankheitsverlauf 
frühestens zehn Tage nach Symptombeginn und Symptomfreiheit seit 
mindestens 48 Stunden (definiert als nachhaltige Besserung der akuten 
COVID-19-Symptomatik gemäß ärztlicher Beurteilung).
Zu Nr. 7:
Die Straftatbewehrung der Maßnahme folgt aus § 74 IfSG. Die Bußgeld-
bewehrung der Maßnahme folgt aus § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG.
Zu Nr. 8:
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten sowie die Befristung der Allgemein-
verfügung. Die Allgemeinverfügung gilt zunächst ab dem Tag nach ihrer 
Verkündung bis einschließlich 31.03.2021 und ist gemäß § 28 Abs. 3 IfSG 
in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG kraft Gesetzes sofort vollziehbar.
Die Allgemeinverfügung des Landkreises Leipzig zum Vollzug des Infek-
tionsschutzgesetzes „Absonderung von Kontaktpersonen der Kategorie I, 
von Verdachtspersonen und von positiv auf das Coronavirus getesteten 
Personen“ vom 10.12.2020 tritt mit Inkrafttreten dieser Allgemeinverfü-
gung außer Kraft.

gez. Henry Graichen
Landrat

Amtliche Tierseuchenbekämpfung  
Allgemeinverfügung zur  
Aufstallungspflicht für Geflügel  
(außer Laufvögeln) in Risikogebieten
Das Landratsamt Landkreis Leipzig, Lebensmittelüberwachungs- und 
Veterinäramt (LÜVA), erlässt an Halter von gehaltenen Vögeln in den 
genannten Risikogebieten folgende

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung
1. Geflügelhalter, die Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, 

Fasane, Wachteln, Enten und Gänse entweder in einer Entfernung 
von 500 m oder weniger zu den in Punkt 2 aufgeführten Risiko-
gebieten halten und/ oder deren Geflügelbestände sich auf dem 
Gebiet der in Punkt 3 genannten Ortslagen befinden, haben ihr 
Geflügel unverzüglich in geschlossenen Ställen oder unter einer 
Schutzvorrichtung (Vorrichtung, die aus einer überstehenden, 
nach oben gegen Einträge gesicherten dichten Abdeckung und mit 
einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesicherten Seiten-
begrenzung bestehen muss, wobei Netze oder Gitter, die zur Ab-
deckung nach oben genutzt werden, nur anerkannt werden, wenn 
ihre Maschenweite maximal 25 mm beträgt), aufzustallen.

2. Die Risikogebiete umfassen zum einen:
a. Den gesamten Verlauf der Mulde, einschließlich ihrer beiden 

Zuflüsse Zwickauer und Freiberger Mulde,
b. Den gesamten Verlauf der Weißen Elster,
c. Kulkwitzer See,
d. Werbener See,
e. Zwenkauer See,
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In Dänemark wurde am 16.11. ein HPAIV H5N8 Ausbruch bei Geflü-
gel mit 25.000 Legehennen gemeldet. Außerdem wurde HPAIV H5N8/
H5N5 bei 68 tot aufgefundenen Wildvögeln, überwiegend Nonnengän-
se, festgestellt.
Zwischen dem 16. und 25.11.2020 meldete Frankreich 7 Ausbrüche 
von HPAIV H5N8 bei gehaltenen Vögeln auf Korsika und einen Aus-
bruch bei Geflügel westlich von Paris.
Belgien meldet seit dem 13.11. einen HPAIV H5N5-Ausbruch bei Ge-
flügel und 10 HPAIV H5N8-Fälle bei wilden Gänsen, Schwänen, einer 
Elster und Möwen.
In Schweden wurde HPAIV H5N8 bei Mastputen sowie zwei Wildvö-
geln nachgewiesen.
Auch Norwegen, Slowenien und Spanien meldeten Ende November 
HPAIV H5 Fälle bei einem Wanderfalken, zwei Schwänen, zwei Kurz-
schnabelgänsen und einer Möwe.
Weiterhin wurde HPAIV H5 bei 13 Stock- und Pfeifenten nachgewie-
sen, die Mitte November in Italien gesund erlegt wurden.
In Westpolen musste eine Geflügelhaltung mit fast 1 Million Legehen-
nen nach dem Auftreten von HPAIV H5N8 am 24.11.2020 geräumt 
werden. Außerdem wurde am 03.12.2020 ein weiterer Ausbruch bei 
Mastputen im Osten des Landes gemeldet.
Nach der Bestätigung eines Ausbruchs von HPAIV H5N8 bei Geflügel 
am 21.11.2020 in Kroatien mussten dort 70.000 Puten getötet werden.“
Die Situation wird vom FLI wie zusammenfassend demnach folgt ein-
geschätzt:
„Ein seit Sommer 2020 aktives HPAIV H5-Geschehen im südlichen 
Sibirien und dem angrenzenden Norden Kasachstan hatte bereits zu 
ersten Warnungen geführt, dass HPAI H5-Viren mit dem Herbstvogel-
zug nach Europa gelangen könnten. In der Vergangenheit fielen bereits 
einige solcher Ausbruchsgeschehen zeitlich und räumlich mit dem 
Herbstzug von migrierenden Wasservögeln zusammen und führten zur 
Verbreitung der Viren nach Europa und Afrika.
Diese Befürchtungen wurden nun durch zahlreiche, annähernd zeit-
gleiche Nachweise von HPAIV H5-positiven Wildvögeln zunächst in 
den Niederlanden und Deutschland und nun auch im Vereinigten Kö-
nigreich, Irland, Dänemark, Belgien, Schweden vorwiegend entlang 
der Meeresküsten bestätigt. Das Geschehen entwickelt sich hochdy-
namisch, die Zahl HPAIV H5- positiv getesteter Vögel steigt täglich 
weiter an. […]
In Deutschland sind bisher 12 Geflügelhaltungen betroffen, darunter 
ein Putenbetrieb mit 16.000 Tieren, ein Betrieb mit über 50.000 und 
einer mit 30.000 Legehennen. Die Eintragsquellen sind unbekannt, 
jedoch wird viruskontaminiertes Material (Schuhwerk, Fahrzeuge, 
Gegenstände, Einstreu) für die meisten Geflügelhaltungen als wahr-
scheinlichste Infektionsquelle angesehen. Das Risiko eines Eintrags 
über zugekauftes Geflügel, Futter und Tränkwasser ist derzeit vernach-
lässigbar. Überall dort, wo Kontaktmöglichkeiten zwischen Wildvö-
geln und Hausgeflügel, insbesondere Wasservögeln, bestehen, können 
Infektionen eingetragen werden und neue Infektionsquellen entstehen 
sofern nicht ein Virusaustrag aus diesen betroffenen Beständen unter-
bunden werden kann.
Niedrige Temperaturen im Herbst und Winter stabilisieren die Infek-
tiosität von Influenzaviren in der Umwelt. Wenn sich Wasservögel 
in hoher Zahl sammeln und vermischen, werden Virusübertragungen 
zwischen Wildvögeln und somit die Verbreitung der Viren begünstigt. 
Eine umfassende Untersuchung der wilden Wasservögel ist in der Regel 
nicht möglich, so dass die tatsächliche Verbreitung der HPAI H5 Viren 
nur aus sporadischen Funden, nicht aber in Gänze eingeschätzt wer-
den kann. Es muss davon ausgegangen werden, dass sich die Viren in 
Deutschland bei Wildvögeln weiterverbreiten, eventuell ohne auffällig 
erhöhte Mortalität. Diese lokale Ausbreitung an der Nord- und Ostsee-
küstenregion bestimmt nach wie vor die Dynamik des Ausbruchsge-
schehens. Die neuen Meldungen aus Süddeutschland und Südeuropa 
weisen darauf hin, dass sich das Virus ausbreitet und es jederzeit zu 
weiteren Fällen kommen kann, auch in bisher nicht betroffenen Bun-
desländern. Bei eintretendem Frost ist mit einer weiteren Dynamik an 
Vogelbewegungen zu rechnen. Viele Wasservogelarten sind Kälteflüch-
ter, d.h. sie suchen eisfreie Gewässer auf. Unter solchen Witterungs-
bedingungen kann es zu einer Ausweitung des Infektionsgeschehens 
bei Wildvögeln in das Binnenland und weiter nach Südeuropa kommen.
Ähnlich dem HPAIV H5N8 Geschehen im Jahr 2016/2017 kommt es 

5. Die angeordneten Maßnahmen gelten bis auf Widerruf durch das 
LÜVA.

6. Ausnahmen sind nur nach Genehmigung durch das LÜVA zuläs-
sig.

7. Für die Maßnahmen unter den Punkten 1 - 5 wird die sofortige 
Vollziehung angeordnet.

8. Die Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

9. Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben.

Gründe
I.
In Sachsen wurde am 19.11.2020 bei einem Wildvogel in Torgau das 
hochpathogene aviäre Influenzavirus (HPAIV) H5N8 festgestellt.
Im Landkreis Leipzig musste sowohl am 25.12.2020, als auch am 
30.12.2020 der Ausbruch von Geflügelpest (Erreger auch hier in bei-
den Fällen HPAIV H5N8) in jeweils einem Geflügelbestand amtlich 
festgestellt werden.
Als Eintragsquelle werden derzeit Einträge durch Wildvögel als am 
wahrscheinlichsten angesehen.
Das Friedrich-Löffler-Institut als Bundesforschungsinstitut für Tier-
gesundheit und Nationales Referenzlabor für Geflügelpest bewertet 
in seiner aktuellen Risikoeinschätzung zum Auftreten von HPAIV H5 
in Deutschland vom 04.12.2020 das Risiko der Ausbreitung in Was-
servogelpopulationen und des Eintrags in Geflügelhaltungen und Vo-
gelbestände zoologischer Einrichtungen als hoch. Kontakte zwischen 
Geflügel und Wildvögeln sollten unbedingt verhindert werden. Eine 
risikobasierte Einschränkung der Freilandhaltung (Aufstallung) von 
Geflügel wird empfohlen.
Die Lage in Deutschland wird mit Stand 04.12. wie folgt beschrieben:
„Seit dem 30.10.2020 werden täglich HPAIV H5-infizierte, vorwiegend 
tot aufgefundene Wildvögel an das Tierseuchennachrichtensystem 
(TSN) gemeldet. Die Nachweise stammen nach wie vor überwiegend 
aus Schleswig-Holstein (n=266), gefolgt von Niedersachsen (n=53), 
Mecklenburg-Vorpommern (n=36), Bayern (n=13), Hamburg (n=11), 
Brandenburg (n=4), Nordrhein-Westfalen (n=2), Bremen (n=2), Berlin 
und Sachsen mit je einem Nachweis bei Wildvögeln (Stand: 04.12.2020 
[…]). Die Daten weisen auf ein starkes überregionales Geschehen in 
der Wildvogelpopulation hin.
Es zirkulieren überwiegend zwei Virussubtypen: HPAIV H5N8 und, 
weit weniger häufig vertreten, HPAIV H5N5. In Einzelfällen wurde 
eine Doppelinfektion bei einer Pfeifente (H5N8+H5N1) und einem 
Seeadler (H5N8+H5N5) nachgewiesen.
[…] Nach Angabe der Nationalparkverwaltung Schleswig-Holstei-
nisches Wattenmeer wurden im Bereich der Wattenmeerküste (über-
wiegend Kreis Nordfriesland, 94%) seit dem 25.10. knapp 11.000 tote 
Wat- und Wasservögel (Nonnengänse, ca. 61%, und Pfeifenten, ca. 
14%) registriert. Es mehren sich allerdings auch Fälle bei Möwen, Eu-
len- und Greifvögeln einschließlich einzelner Seeadler und Uhus sowie 
europaweit auffällig häufig bei Wanderfalken […]. Allerdings wurde 
HPAIV H5N5/N8 nicht nur bei toten, sondern auch bei 35 klinisch 
gesund beprobten Enten und Gänsen bzw. in Kotproben dieser Vögel 
nachgewiesen.
Seit HPAIV H5N8 zu einem ersten Ausbruch bei Geflügel auf Lan-
geneß in Nordfriesland geführt hat (04.11.2020), wurden weitere  
11 Ausbrüche bei Geflügel in Schleswig-Holstein (n=5), Mecklenburg-
Vorpommern (n=6) und Niedersachsen (n=1) gemeldet, darunter befin-
den sich auch 4 große kommerzielle Geflügel-haltungen […].“
Auch auf europäischer Ebene bietet sich ein vergleichbares Bild:
„Seit dem 23.10. meldeten die Niederlande HPAIV H5N8/H5N1/
H5N5-Fälle bei 100 meist tot aufgefundenen Wasser- und Greifvögeln. 
Neben Ausbrüchen bei gehaltenen Vögeln in 7 Zoos wurden seit dem 
29.10. sechs HPAI Ausbrüche bei Geflügel bekannt. Die Tierverluste 
betrugen über 400.000 Vögel.
Das Vereinigte Königreich meldete seit dem 2.11. insgesamt 4 Ausbrü-
che bei Geflügel sowie Dutzende Fälle von HPAIV H5N8/H5N1 bei 
Trauerschwänen, Kanada- und Graugänsen sowie ein Ausbruch bei ge-
haltenen Vögeln eines Naturparks.
Bei 8 verendeten Vögeln, darunter 3 Wanderfalken in Irland wurde 
HPAIV H5N8 nachgewiesen.
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an dem sich Rast- und/oder Brutplätze befinden sowie das sonstige Vor-
kommen oder Verhalten von Wildvögeln zu berücksichtigen.
Mit dem Erlass des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und 
gesellschaftlichen Zusammenhalt vom 30.12.2020 (Az: 24-5133/62/ 
9-2020/54660) zum Vollzug der GeflPestSchV wird ausdrücklich auf 
folgende Kriterien hingewiesen:

· Die Geflügeldichte von >500 Stück/km²
· Positive HPAI-Befunde bei Wildvögeln der letzten Jahre
· Bekannte Gebiete mit hoher Wildvogeldichte/Widlvogelrast-, Wild-

vogelschlaf- und Wildvogelsammelplätze auf Basis der Ergebnisse 
der Wasservogelzählungen der Jahre 2010 bis 2016

· Die Gewässerstrukturen
Erhebungen der Sächsischen Vogelschutzwarte Neschwitz der letzten 
Jahre belegen, dass Wat- und Wasservögel, wie auch Reiherenten, Mö-
wen, Großer Brachvögel, regelmäßig an die Wildvogelbeobachtungs-
gebiete auch im Landkreis Leipzig kommen. Diese Beobachtungsge-
biete decken einen Teil der über die Größe definierten Risikogebiete 
so ab, dass Rückschlüsse möglich sind und ein erhöhtes Risiko für die 
genannten Gebiete abgeleitet werden muss.
Die o. g. Risikogebiete erfüllen entweder alle oder einzelne der genann-
ten Voraussetzungen und sind daher entsprechend zu bewerten.
In dem Erlass zur Anordnung der sachsenweiten risikobasierten An-
ordnung der Aufstallung von Geflügel werden Laufvögel jedoch, im 
Gegensatz zu § 13 (1) GeflPestSchV explizit ausgenommen.
Zu 4.
Die Haltung von Hühnern, Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, Reb-
hühnern, Tauben, Truthühnern, Wachteln oder Laufvögel ist vor Beginn 
der Tätigkeit unter Angabe des Halternamens, seiner Anschrift und der 
Anzahl der im Jahresdurchschnitt voraussichtlich gehaltenen Tiere, ih-
rer Nutzungsart und ihres Standortes, bezogen auf die jeweilige Tierart 
der zuständigen Behörde - dem LÜVA - anzuzeigen. Dies beinhaltet 
zudem Änderungen, wie Tierzahlerhöhungen, -abnahmen oder auch die 
Aufgabe der Tierhaltung (§ 26 ViehVerkV).
Die Meldepflicht greift somit weiter als die Aufstallungspflicht, da Tau-
ben und Laufvögel ebenfalls zu melden, aber nicht aufzustallen sind.
Zu 5.
§ 13 (1) i. V. m. § 13 (2) GeflPestSchV verpflichtet die Behörde - hier: 
das LÜVA - zu einer steten Aktualisierung der Risikobewertung. Sofern 
die epidemiologische Lage neu bewertet werden kann, sind die ange-
ordneten Maßnahmen wieder zurückzunehmen.
Zu 6.
Gemäß § 13 (3) GeflPestSchV sind Ausnahmen durch das LÜVA in 
begründeten Einzelfällen genehmigungsfähig.
Zu 7.
Die Punkte 1. - 5. der Verfügung liegen nach § 80 (2) Nr. 4 VwGO 
im überwiegenden öffentlichen Interesse an einer wirksamen Seuchen-
prävention und dem Schutz der Gesundheit von Tieren und, aufgrund 
des Zoonosecharakters des Erregers HPAI, auch des Menschen. Die 
Maßnahmen sind folglich nicht mit aufschiebender Wirkung anfecht-
bar. Einzelinteressen an der freien Gestaltung der Tierhaltung müssen 
demgegenüber zurücktreten. Es handelt sich zudem um eilbedürftige 
Maßnahmen, von deren unverzüglicher Einhaltung eine wirksame Seu-
chenprophylaxe abhängt. Ein Abwarten bis zur Unanfechtbarkeit der 
Entscheidung ist in Anbetracht auch der gesamtstaatlichen Maßnahmen 
bereits im Verdachtsfall einer HPAI-Infektion nicht akzeptabel.
Zu 8.
Gemäß § 41 VwVfG (4) kann in einer Allgemeinverfügung frühestens 
der auf die Bekanntmachung folgende Tag als das Bekanntgabedatum 
bestimmt werden.
Aufgrund der allgemeinen Risikobewertung des FLIs und der spezifi-
schen Risikobewertung für Sachsen und den Landkreis Leipzig ist die 
amtliche Anordnung in Form der Allgemeinverfügung für Risikogebie-
te erforderlich. Sie ist zudem geeignet, um das Risiko eines Eintrags 
von HPAI in die Hausgeflügelpopulation mit dramatischen wirtschaft-
lichen Folgen zu senken. Die Verhältnismäßigkeit der gewählten Mittel, 
um dem Risiko angemessen zu begegnen, wurde berücksichtigt, indem 
nur Geflügel mit Ausnahme der Laufvögel in definierten Risikogebie-
ten und nicht kreisweit reglementiert wird.
Der Erlass von Einzelverfügungen ist infolge des großen Adressaten-
kreises nicht verhältnismäßig. Eine Anhörung der Beteiligten unter-
bleibt gemäß § 28 (2) Nr. 4 VwVfG.

aktuell überwiegend bei Wasservögeln und Vogelarten, die sich auch 
von Aas ernähren, z.B. verschiedene Greif-, Eulen- und Möwenvögel, 
zu vermehrten Todesfällen. Das betroffene Artenspektrum ist in ganz 
Europa ähnlich. Auffällige Mortalitäten zeigen sich bei Nonnengänsen 
und Pfeifenten. Tote und infizierte Greif-, Möwen- und Eulenvögel sind 
als Indikatoren für ein lokalisiertes Ausbruchsgeschehen in der Umge-
bung zu werten. Aufgrund von HPAIV H5-Funden auch bei klinisch 
gesund erscheinenden Stock- und Pfeifenten oder in deren Kot, ist zu 
vermuten, dass Wildvögel das Virus ausscheiden können, ohne sichtbar 
zu erkranken oder zu verenden.
Symptomlos infizierte Wildvögel bzw. solche, die sich in der Inkubati-
onszeit befinden, sind mobile Virusträger, die das Virus weiterverbrei-
ten können. Viele Wasservogelarten (z.B. Gänse, Schwäne, einige Ente-
narten) bewegen sich zwischen Ackerflächen (insbesondere Grünland, 
Maisstoppel sowie Wintersaaten von Raps und Getreide), auf denen sie 
tagsüber Nahrung aufnehmen, und Rastgewässern, die sie abends und 
nachts aufsuchen. Sie können das Virus mit dem Kot ausscheiden und 
die aufgesuchten Landflächen und Gewässer kontaminieren. Darüber 
hinaus können tote Wasservögel von Prädatoren (Säugetiere wie Fuchs 
und Marder, aber auch Greifvögel und Krähen) geöffnet und Körper-
teile oder Innereien, die hohe Viruslasten tragen, verschleppt wer-
den, so dass mit einer beträchtlichen Umweltkontamination auch auf 
Acker- und Weideflächen gerechnet werden muss. Personen, die solche 
Flächen betreten, und Fahrzeuge, die sie befahren, können das Virus 
weiterverbreiten und auch in Geflügel haltende Betriebe eintragen. Ge-
flügelhaltungen, in denen oft Material (Einstreu etc.) in die Ställe ein-
gebracht wird, Geflügel im laufenden Betrieb um- oder ausgestallt wird 
(z. B. „Vorgriff“) oder bei denen Tore etc. häufig geöffnet werden, sind 
besonders gefährdet. […]
Die Dichte der Wildvogelpopulationen in den Rastgebieten kann in den 
kommenden Wochen weiter zunehmen. Diese Bedingungen begünsti-
gen die Virusübertragung und Ausbreitung. Tote, infizierte Wildvögel 
werden von Aasfressern aufgenommen, die zu einer Virusverbreitung 
innerhalb ihres Bewegungsradius und zu Umweltkontaminationen bei-
tragen. Damit steigt auch das Risiko indirekter Eintragungswege in Ge-
flügelhaltungen.
Das Risiko der Ausbreitung von HPAI H5-Viren in Wasservogelpopula-
tionen innerhalb Deutschlands und Europas wird hoch eingestuft. Das 
Risiko weiterer Einträge in deutsche Geflügelhaltungen und Vogelbe-
stände in zoologischen Einrichtungen durch direkte und indirekte Kon-
takte zu Wildvögeln wird ebenfalls als hoch eingeschätzt, insbesondere 
bei Haltungen in der Nähe von Wasservogelrast- und Wildvogelsam-
melplätzen, einschließlich Ackerflächen, auf denen sich Wildvögel 
sammeln.“
Am 30.12.2020 erging ein Erlass vom Sächsischen Staatsministerium 
für Soziales und gesellschaftlichen Zusammenhalt an die LÜVÄs zur 
Anordnung der sachsenweiten risikobasierten Anordnung der Aufstal-
lung von Geflügel erlassen (Az: 24-5133/62/9-2020/54660). Als Kri-
terien der Risikobewertung wurde auf § 13 (2) der GeflPestSchV ver-
wiesen sowie auf die Ergebnisse der Wasservogelzählungen der Jahre  
2010 bis 2016 und die jeweiligen regionalen Gewässerstrukturen.
II.
Das LÜVA Landkreis Leipzig ist sachlich und örtlich für den Erlass 
dieser amtlichen Anordnung zuständig
(§ 24 (1) und (3) TierGesG i. V. m. § 1 (1), (2) und (6) SächsAGTier-
GesG bzw. § 3 (1) VwVfG i. V. m. § 1 SächsVwVfZG).
Zu 1. bis 3.
Nach § 13 (1) GeflPestSchV ordnet die zuständige Behörde - hier: 
das LÜVA - eine Aufstallung für Geflügel im Sinne von § 1 (2) Nr. 2 
GeflPestSchV - Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, 
Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse - in geschlossene Ställe oder 
unter wildvogeldichte Schutzvorrichtungen (aus einer überstehenden, 
nach oben gegen Einträge, wie Kot, gesicherten dichten Abdeckung 
und mit einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesicherten Seiten-
begrenzung, wobei Netze oder Gitter, die zur Abdeckung nach oben ge-
nutzt werden, nur anerkannt werden, wenn ihre Maschenweite maximal 
25 mm beträgt) an, soweit dies auf Grund einer Risikobewertung zur 
Vermeidung der Einschleppung durch Wildvögel erforderlich ist. In der 
Risikobewertung sind dabei insbesondere die örtlichen Gegebenheiten 
einschließlich der Nähe eines Bestandes zu einem Gebiet, in dem sich 
wildlebende Wat- und Wasservögel sammeln, einem See, einem Fluss, 
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östlich umfahrend auf die „Alte Dorfstraße“, dieser Richtung Löb-
schütz folgend, Löbschütz dabei östlich umfahrend dem Straßen-
verlauf Richtung A14 folgend, dann Richtung Westen und dabei 
nördlich an Prösitz vorbei Richtung Köllmichen auf die Straße 
„Am Berg“, dem Verlauf dieser Straße Richtung Köllmichen 
folgend und den Ort dabei nördlich umfahrend dem Verlauf des 
„Mutzschener Wassers“ nach Osten entlang und dabei Merschwitz 
südlich umfassend weiter zur Chausseestraße Richtung Jeesewitz, 
diesen Ort nördlich umfassend Richtung Landkreisgrenze zu Nord-
sachsen, siehe Abbildung 1.

Abbildung 1: Sperrbezirk innerhalb des Landkreises Leipzig, entspricht 
der Fläche innerhalb der roten und blauen Umrandung, die dicke blaue 
Linie entspricht der Landkreisgrenze.

BITTE BEACHTEN SIE: Für den Landkreis Nordsachsen wird 
durch die zuständige Behörde der genaue Sperrbezirk gesondert 
verfügt, die Abbildung ist hinsichtlich des Sperrbezirks auf dem 
Gebiet Nordsachsens nicht verbindlich.
Der Sperrbezirk ist auch im Internet unter http://www.geoportal-
lkl.de/?AspxAutoDetectCookieSupport=1 einsehbar.
In diesen so beschriebenen Sperrbezirk fallen somit folgende Orte 
und Ortsteile:
In 04668 Grimma: Gaudichsroda, Roda, Wagelwitz, Mutzschen, 
Serka, Gastewitz, Merschwitz, Wetteritz, Göttwitz, Cannewitz (je-
doch ausschließlich wie oben beschrieben: die Ortsteile östlich der 
Kreuzung der Straße K8324 mit der Straße nach Wagelwitz), Frem-
diswalde (jedoch ausschließlich wie oben beschrieben: die Orts-
teile südlich und östlich der durchgehenden, den Ort umfahrenden 
Straße an der Südseite von Fremdiswalde und der Weiterführung 
dieser Straße Richtung Ziegelteich und Landkreisgrenze zu Nord-
sachsen)

3. Für den Sperrbezirk gilt Folgendes:
a. Jeder, der gehaltene Vögel (= Geflügel (= Hühner, Truthüh-

ner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, 
Enten und Gänse, die in Gefangenschaft aufgezogen oder 
gehalten werden) oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel 
anderer Arten (= andere gehaltene Vögel als das genannte 
Geflügel, ausgenommen Tauben)) hält, hat dies unverzüglich 
unter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und der Art 
und Anzahl des Geflügels, der Nutzungsart und ihres Stand-
ortes, bezogen auf die jeweilige Art beim LÜVA anzuzeigen, 
sofern dies noch nicht erfolgt ist.

b. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat Verendungen sowie jede 
Änderung seiner Haltung unverzüglich dem LÜVA anzuzeigen.

c. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat diese in geschlossenen 
Ställen oder unter einer Schutzvorrichtung (Vorrichtung, die 
aus einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicher-
ten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen

Zu 9.
Die Nichterhebung von Kosten beruht auf § 11 SächsVwKG. Diese 
Amtshandlung wird im öffentlichen Interesse von Amts wegen vorge-
nommen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Lebensmittelüberwachungs- und Veterinäramt, 
Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna schriftlich oder mündlich zur Nie-
derschrift einzulegen.
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden.
Die De-Mail-Adresse lautet: 
lebensmittelueberwachungs-und-veterinaeramt@lk-l.de-mail.de
Hinweis:
Die aufschiebende Wirkung eines Widerspruchs gegen die Punkte 1 bis 
5 entfällt jedoch gemäß § 80 (2) Nr. 4 VwGO.
Wir weisen darauf hin, dass Zuwiderhandlungen gegen die Allge-
meinverfügung als Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis 
zu 30.000 € (dreißigtausend Euro) geahndet werden können.

gez. Dr. Asja Möller
Amtsleiterin Lebensmittelüberwachungs- und Veterinäramt

Rechtsquellenverzeichnis
•	 Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) vom 22.05.2013,
•	 Sächsisches Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsgesetz 

(SächsAGTierGesG) vom 09.07.2014,
•	 Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (GeflPestSchV) 

vom 15.10.2018,
•	 Erlass vom Sächsischen Staatsministerium für Soziales und ge-

sellschaftlichen Zusammenhalt zur Anordnung der sachsenwei-
ten risikobasierten Anordnung der Aufstallung von Geflügel  
(Az: 24-5133/62/9-2020/54660) vom 30.12.2020

•	 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 21.07.2012
•	 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vom 23.01.2003,
•	 Gesetz zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und Verwal-

tungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) 
vom 11.05.2010,

•	 Sächsisches Verwaltungskostengesetz (SächsVwKG) vom 05.04.2019
jeweils in der derzeit geltenden Fassung

Amtliche Tierseuchenbekämpfung

Allgemeinverfügung zur Feststellung des 
Ausbruchs der Geflügelpest bei einem  
gehaltenen Vogel, Erweiterung des  
Sperrbezirks und des Beobachtungsgebiets 
aufgrund eines zweiten  
Ausbruchsgeschehens
Das Landratsamt Landkreis Leipzig, Lebensmittelüberwachungs- und 
Veterinäramt (LÜVA), erlässt an Halter von gehaltenen Vögeln, an Hal-
ter von gehaltenen Vögeln und Säugetieren im genannten Sperrbezirk 
sowie an Halter von gehaltenen Vögeln im Beobachtungsgebiet und an 
im Sperrbezirk oder im Beobachtungsgebiet jagende Jagdausübungs-
berechtigte folgende

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung
1. Der Ausbruch der Geflügelpest bei einem gehaltenen Vogel in 

Roda wird amtlich festgestellt.
2. Das folgende Gebiet (auf Abbildung 1 innerhalb der roten Linie, 

auf dem Gebiet des Landkreises Leipzig) wird bis auf Widerruf 
durch das LÜVA zum Sperrbezirk erklärt:
Beginnend von der Landkreisgrenze zu Nordsachsen nördlich des 
Ziegelteichs und östlich von der Gemeinde Fremdiswalde, der Stra-
ße nach Fremdiswalde folgend, den Ort dem Verlauf der südlichen 
Ortsstraße folgend südlich umfahrend bis zur Kreuzung mit der 
K8313, dieser Richtung Cannewitz folgend, den Ort Cannewitz
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und von frischem Fleisch getrennt gelagert und befördert 
worden ist, das nach diesem Zeitpunkt gewonnen worden ist.

m. Gehaltene Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbestandes 
dürfen nicht freigelassen werden.

n. Auf öffentlichen oder privaten Straßen oder Wegen, ausge-
nommen auf betrieblichen Wegen, dürfen gehaltene Vögel, 
Eier oder Tierkörper gehaltener Vögel nicht befördert wer-
den. Dieses Verbot gilt nicht für die Beförderung im Durch-
gangsverkehr auf Bundesfernstraßen oder Schienenverbin-
dungen, soweit das Fahrzeug nicht anhält und Geflügel oder 
frisches Fleisch von Geflügel nicht entladen wird und für die 
sonstige Beförderung von Konsumeiern, die außerhalb des 
Sperrbezirks erzeugt worden sind.

o. Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügel-
märkten oder Veranstaltungen ähnlicher Art ist verboten.

p. Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vögel, 
frisches Fleisch von Geflügel, tierische Nebenprodukte von 
Geflügel, Futtermittel und sonstige Materialien, die Träger 
des hochpathogenen aviären Influenzavirus sein können, be-
fördert worden sind, sowie Fahrzeuge, mit denen ein Bestand 
mit gehaltenen Vögeln befahren worden ist, sind unverzüg-
lich nach jeder Beförderung nach näherer Weisung durch das 
LÜVA zu reinigen und zu desinfizieren.

q. Die Jagd auf Federwild wird untersagt.
r. Tot aufgefundene Wildvögel (hier: Wasser-, Greif- und Ra-

benvögel) sind dem LÜVA unverzüglich zu melden.

4. Das folgende Gebiet wird bis auf Widerruf durch das LÜVA zum 
Beobachtungsgebiet erklärt:
Beginnend an der Landkreisgrenze zu Nordsachsen an der Dahle-
ner Straße östlich von Meltewitz, dieser Straße folgend und dabei 
Meltewitz nördlich umfahrend Richtung des Quarzporhyrbruchs 
Dornreichenbach, diesen nördlich umfahrend Richtung Dornrei-
chenbach, dabei Dornreichbach nördlich umfahrend weiter und an 
der Westseite von Dornreichenbach auf die Straße Richtung Körlitz, 
dem Straßenverlauf Richtung Körlitz folgend, vor Körlitz nach Sü-
den abbiegend und dabei Körlitz westlich und südlich umrundend 
zur Straße Richtung Kornhain, deren Verlauf Richtung Kornhain 
folgend, dabei Kornhain östlich außen vor lassend weiter entlang 
dem Verlauf des Kornhainer Bachs folgend südlich an Nemt vorbei, 
dabei nördlich des Dammühlenwegs auf den Weg zur S11, der S11/
Wurzener Straße entlang Richtung Oelschütz, an der Kreuzung des 
Grenzgrabens an das Ostufer der Mulde, dem Flussverlauf Rich-
tung Süden folgend auf der Ostseite, auf der Höhe der Nordgrenze 
von Nitzschka über den Fluß auf die Westseite Richtung Rothers-
dorf, an Rothersdorf südlich vorbei und dabei dem Verlauf der Stra-
ße „Zum Planitzwald“ Richtung Westen folgend bis zur Abzwei-
gung der Verbindungsstraße zur K8364, dieser folgend Richung 
Altenhain bis zur Abzweigung zum Porphyrbruch Trebsen, den 
Porphyrbruch westlich umfahrend Richtung Seelingstädt, den Ort 
östlich und südlich umfahrend bis zur Straße K8365/Seelingstädter 
Straße, dieser Richtung Grimma folgend bis zur Kreuzung mit der 
Straße B107a, dieser Straße Richtung Osten durch Grimma zum 
nächsten Kreisel folgend, dann dem Verlauf der Straße B107 durch 
Grimma folgend bis zum Abzweig der Straße S11, dieser nach Os-
ten über die Mulde folgend und an der Ostseite der Mulde Richtung 
Süden dem Flussverlauf folgend bis zur Höhe Höfgen, der Straße 
„Zur Fähre“ Richtung Höfgen folgend, Höfgen nördlich umfahrend 
zur Straße „Messeweg“ Richtung Schkortitz bis zum Abzweig der 
Verbindungsstraße nach Förstgen, dieser durch den Wald folgend 
bis zu ihrer Einmündung in die K8330, dann weiter Richtung 
Wald, an der Waldgrenze entlang Richtung Süden, dabei nördlich 
am Naherholungsgebiet Thümmlitzsee vorbei zum Nordufer des 
Thümmlitzsees, dessen Uferlinie westwärts folgend bis zur K8335/
Keiselwitzer Straße, dieser Richtung Kössern folgend bis auf Höhe 
des Knoblochwegs, dann der Waldgrenze entlang Richtung Süden, 
dabei den östlichsten Schmelzteich an dessen Westseite umrundend 
weiter an der Waldgrenze zur K8338, dieser Straße Richtung Böh-
len folgend, am Waldausgang der Waldgrenze entlang Richtung 
Seidewitz folgend, nördlich von Seidewitz Richtung Osten an die 
Landkreisgrenze zu Mittelsachsen, siehe Abbildung 2.

von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung stehen muss, 
wobei Netze oder Gitter, die zur Abdeckung nach oben ge-
nutzt werden, nur anerkannt werden, wenn ihre Maschenwei-
te maximal 25 mm beträgt) zu halten. Ausnahmen sind durch 
das LÜVA genehmigungspflichtig und können nur in Abhän-
gigkeit von der Tierseuchenlage erteilt werden.

d. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat diese nach näherer Wei-
sung durch das LÜVA untersuchen zu lassen.

e. Gehaltene Vögel, Säugetiere, Fleisch von Geflügel und Fe-
derwild, Eier sowie von Geflügel und Federwild stammende 
sonstige Erzeugnisse und tierische Nebenprodukte dürfen 
weder in einen noch aus einem Bestand mit gehaltenen Vö-
geln, Futtermittel dürfen nicht aus einem solchen Bestand 
verbracht werden. Ausnahmen vom Verbringungsverbot sind 
grundsätzlich, jedoch ausschließlich nach vorheriger Geneh-
migung und unter Auflagen durch das LÜVA möglich für das 
Verbringen von
i. Geflügel, ausgenommen Eintagsküken, unmittelbar zur 

Schlachtung in eine vom LÜVA bezeichnete Schlacht-
stätte,

ii. Legehennen und Truthühnern aus einem Bestand im 
Sperrbezirk in einen Bestand im Inland,

iii. Eintagsküken aus einem Bestand im Sperrbezirk in ei-
nen Bestand im Inland,

iv. in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln anderer Arten 
oder Säugetieren, soweit sichergestellt ist, dass diese 
Vögel oder Säugetiere nicht mit im Bestand gehaltenem 
Geflügel in Kontakt gekommen sind,

v. Bruteiern und Konsumeiern,
vi. frischem Fleisch von Geflügel und Federwild sowie von 

aus diesem Fleisch hergestelltem Hackfleisch, Separa-
torenfleisch, Fleischzubereitungen und Fleischerzeug-
nissen,

vii. tierischen Nebenprodukten.
f. Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Stand-

orte der gehaltenen Vögel sind gegen unbefugten Zutritt oder 
unbefugtes Befahren zu sichern.

g. Ställe oder sonstige Standorte der gehaltenen Vögel dür-
fen von betriebsfremden Personen nur mit betriebseigener 
Schutzkleidung oder Einwegschutzkleidung betreten werden, 
die nach Verlassen des Stalles oder sonstiger Standorte un-
verzüglich abzulegen und zu reinigen bzw. unschädlich zu 
beseitigen ist.

h. Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die bei 
der Haltung der gehaltenen Vögel eingesetzt und in mehre-
ren Ställen oder von mehreren Betrieben gemeinsam benutzt 
werden, sind jeweils vor der Benutzung in anderen Ställen/
Betrieben gründlich zu reinigen und mit DVG-gelisteten  
(= Deutsche Veterinärmedizinische Gesellschaft) viruziden 
Desinfektionsmitteln in der empfohlenen Konzentration zu 
desinfizieren.

i. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat sicherzustellen, dass eine 
ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird 
und hierüber Aufzeichnungen gemacht werden.

j. Der Raum, Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur 
Aufbewahrung verendeter gehaltener Vögel sind nach jeder 
Abholung, mindestens jedoch einmal im Monat zu reinigen 
und mit DVG gelisteten viruziden Desinfektionsmitteln in 
der empfohlenen Konzentration zu desinfizieren.

k. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat eine betriebsbereite Ein-
richtung zum Waschen der Hände sowie eine Einrichtung 
zum Wechseln und Ablegen der Kleidung und zur Desinfekti-
on der Schuhe vorzuhalten.

l. Die Beförderung von frischem Fleisch von Geflügel aus einer 
Schlachtstätte, einem Zerlegebetrieb oder einem Kühlhaus ist 
verboten.
Dieses Verbot gilt nicht, soweit das frische Fleisch von Geflü-
gel außerhalb des Sperrbezirks gewonnen und von frischem 
Fleisch von Geflügel, das im Sperrbezirk gewonnen worden 
ist, getrennt gelagert und befördert worden ist oder das fri-
sche Fleisch von Geflügel vor dem 20.11.2020 gewonnen
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e. Gehaltene Vögel, frisches Fleisch von Geflügel und Federwild, 
Eier sowie von Geflügel und Federwild stammende sonstige 
Erzeugnisse sowie tierische Nebenprodukte von Geflügel dür-
fen weder in einen noch aus einem Bestand verbracht werden. 
Ausnahmen vom Verbringungsverbot sind grundsätzlich, je-
doch ausschließlich nach vorheriger Genehmigung und unter 
Auflagen durch das LÜVA bzw. die Landesdirektion Sachsen 
möglich für das Verbringen von
i. Geflügel unmittelbar zur Schlachtung in eine vom 

LÜVA bezeichnete Schlachtstätte,
ii. Legehennen oder Truthühner in einen Bestand im In-

land,
iii. Eintagsküken in einen Bestand im Inland oder einen an-

deren Mitgliedstaat,
iv. in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Arten, so-

weit sichergestellt ist, dass diese Vögel nicht mit im Be-
stand gehaltenem Geflügel in Kontakt gekommen sind

v. Bruteiern und Konsumeiern,
vi. frischem Fleisch von Geflügel und Federwild sowie von 

aus diesem Fleisch hergestelltem Hackfleisch, Separa-
torenfleisch, Fleischzubereitungen und Fleischerzeug-
nissen,

vii. tierischen Nebenprodukten.
f. Ställe oder sonstige Standorte der gehaltenen Vögel dürfen von 

betriebsfremden Personen nur mit betriebseigener Schutzklei-
dung oder Einwegschutzkleidung betreten werden, die nach 
Verlassen des Stalles oder sonstiger Standorte unverzüglich 
abzulegen und zu reinigen bzw. unschädlich zu beseitigen ist.

g. Gehaltene Vögel dürfen zur Aufstockung des Wildvogelbe-
standes nicht frei gelassen werden.

h. Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügelmärk-
ten oder Veranstaltungen ähnlicher Art ist verboten.

i. Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vögel, 
frisches Fleisch von Geflügel, tierische Nebenprodukte von 
Geflügel, Futtermittel oder sonstige Materialien, die Träger 
des hochpathogenenaviären Influenzavirus sein können, be-
fördert worden sind, sowie Fahrzeuge, mit denen ein Bestand 
mit gehaltenen Vögeln befahren worden ist, sind unverzüg-
lich nach jeder Beförderung nach näherer Weisung durch das 
LÜVA zu reinigen und zu desinfizieren.

j. Die Jagd auf Federwild wird untersagt.
k. Tot aufgefundene Wildvögel (hier: Wasser-, Greif- und Ra-

benvögel) sind dem LÜVA unverzüglich zu melden.
6. Die Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung 

in Kraft.
7. Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben.

Gründe
I.
Mit dem Befund VL-2020/86634 der Landesuntersuchungsanstalt für 
das Gesundheits- und Veterinärwesen Sachsen (LUA) vom 24.12.2020 
wurde bei Gänsen aus einer Geflügelhaltung in der Gemeinde Grim-
ma in der Folge eines auffälligen Verlustgeschehens aviäres Influenza  
A-Virus, Suptyp H5 nachgewiesen. Damit wurde für den Bestand der 
Verdacht auf Geflügelpest amtlich festgestellt, der Bestand wird geräumt.
Der Bestätigungsbefund 2020-01275 vom 25.12.2020 des Friedrich-
Löffler-Instituts (FLI), Bundesforschungsinstitut für Tiergesundheit und 
Nationales Referenzlabor für Aviäre Influenza/Geflügelpest, erbrachte 
den Befund hochpathogenes Influenza A Virus Subtyp H5N8.
Mit dem Befund VL-2020/86888 der LUA vom 28.12.2020 wurde im 
Weiteren in einem privaten Hühnerbestand in der Gemeinde Grimma 
ebenfalls in der Folge eines stark auffälligen Verlustgeschehens aviäres 
Influenzavirus A vom Subtyp H5 nachgewiesen. Damit war auch hier 
der Verdacht auf Ausbruch der Geflügelpest amtlich festzustellen und 
der Bestand zu räumen.
Der Bestätigungsbefund 2020-01298 vom 30.12.2020 des Friedrich-
Löffler-Instituts (FLI), Bundesforschungsinstitut für Tiergesundheit 
und Nationales Referenzlabor für Aviäre Influenza/Geflügelpest, er-
brachte den Befund hochpathogenes Influenza A Virus Subtyp 
H5N8.

Abbildung 2: Beobachtungsgebiet innerhalb des Landkreises Leipzig, 
entspricht der Fläche innerhalb der schwarzen und roten Umrandung, 
wobei die blaue Linie der Landkreisgrenze entspricht.

BITTE BEACHTEN SIE: Für die Landkreise Nord- und Mittel-
sachsen wird durch die zuständige Behörde das genaue Beobach-
tungsgebiet gesondert verfügt, die Abbildung ist hinsichtlich des 
Beobachtungsgebiets auf den Gebieten Nordsachsens und Mittel-
sachsens nicht verbindlich.
Das Beobachtungsgebiet ist auch im Internet unter http://www.
geoportal-lkl.de/?AspxAutoDetectCookieSupport=1 einsehbar.
In dieses so beschriebene Beobachtungsgebiet fallen demnach fol-
gende Orte und Ortsteile:
In 04668 Grimma: Fremdiswalde, Gornewitz, Denkwitz, Can-
newitz (abzüglich der beim Sperrbezirk beschriebenen Ortstei-
le), Nerchau, Würschwitz, Thümmlitz, Schmorditz, Löbschütz, 
Grimma wie beschrieben, Bahren, Golzern, Dorna, Döben, Neu-
nitz, Grechwitz, Bröhsen, Deditz, Grottewitz, Zaschwitz, Hau-
bitz, Pöhsig, Ragewitz, Prösitz, Köllmichen, Jeesewitz, Nauberg, 
Poischwitz, Draschwitz, Zschoppach, Dürrweitzschen, Frauen-
dorf, Papsdorf, Kuckeland, Leipnitz, Keiselwitz, Ostrau, Zeunitz, 
Naundorf, Schkortitz, Kaditzsch, Höfgen (ausschließlich wie be-
schrieben: die Ortsteile nördlich der Straße „Zur Fähre und Messe-
weg), Böhlen, Muschau, Motterwitz
In 04808 Wurzen: Pyrna, Wäldgen, Sachsendorf, Streuben, Küh-
ren, Trebelshain, Birkenhof, Mühlbach, Burkartshain, Oelschütz, 
Nitzschka
In 04808 Lossatal: Mark Schönstädt, Meltewitz, Dornreichenbach
In 04687 Trebsen/Mulde: Trebsen/Mulde, Neichen

5. Für das Beobachtungsgebiet gilt Folgendes:
a. Jeder, der gehaltene Vögel (= Geflügel (= Hühner, Truthühner, 

Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten 
und Gänse, die in Gefangenschaft aufgezogen oder gehalten 
werden) oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Ar-
ten (= andere gehaltene Vögel als das genannte Geflügel, aus-
genommen Tauben)) hält, hat dies unverzüglich unter Angabe 
seines Namens, seiner Anschrift und der Art und Anzahl des 
Geflügels, der Nutzungsart und ihres Standortes, bezogen auf 
die jeweilige Art beim LÜVA anzuzeigen, sofern dies noch 
nicht erfolgt ist.

b. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat Verendungen sowie jede 
Änderung seiner Haltung unverzüglich dem LÜVA anzuzei-
gen.

c. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat diese in geschlossenen 
Ställen oder unter einer Schutzvorrichtung (Vorrichtung, die 
aus einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicher-
ten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen 
von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung stehen muss, 
wobei Netze oder Gitter, die zur Abdeckung nach oben ge-
nutzt werden, nur anerkannt werden, wenn ihre Maschenweite
maximal 25 mm beträgt) zu halten. Ausnahmen sind durch das 
LÜVA genehmigungspflichtig und können nur in Abhängig-
keit von der entsprechenden Tierseuchenlage erteilt werden.

d. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat diese nach näherer Wei-
sung durch das LÜVA untersuchen zu lassen.
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um einen Eintrag aus der Wildvogelpopulation handelt. Eine Jagd führt 
zu Unruhe in und Verbreitung von Wildvogelbeständen mit der Gefahr 
eines weiteren Eintrags in andere Bestände. Daher wird nach pflichtge-
mäßem Ermessen die Untersagung einer Jagd auf Federwild angeord-
net, die sich aufgrund der Wildvogelbewegungen und bekannten Ruhe-
plätze auch auf das Beobachtungsgebiet ausdehnen muss.

Zu 3.r. und 5.k.:
Zur Klärung des derzeitigen Infektionsrisikos non Geflügel mit HPAI-
Virus im Sperrbezirk und im Beobachtunsgebiet und zur Plausibi-
lisierung der Eintragshypothesen in den Ausbruchsbestand ist es un-
abdingbar, dass Totfunde bei Wildvögeln (hier: Wasser-, Greif- und 
Rabenvögel) umgehend der zuständigen Veterinärbehörde gemeldet 
werden, damit die verendeten Vögel geborgen und entsprechend auf 
eine Infektion mit dem HPAI-Virus untersucht werden können. Die 
zeitnahe sichere Entsorgung ist auch daher von besonderer Bedeutung, 
damit Infektionsketten durch Aas fressende Vögel so sicher wie mög-
lich verhindert werden.

Zu 6.
Gemäß § 41 VwVfG (4) kann in einer Allgemeinverfügung frühestens 
der auf die Bekanntmachung folgende Tag als das Bekanntgabedatum 
bestimmt werden.
Der Erlass von Einzelverfügungen ist infolge des großen Adressaten-
kreises nicht verhältnismäßig. Eine Anhörung der Beteiligten unter-
bleibt gemäß § 28 (2) Nr. 4 VwVfG.
Die angeordneten Punkte und Maßnahmen sind erforderlich, dabei aber 
zugleich geeignet, die Ausbreitung der Geflügelpest zum derzeitigen 
Kenntnisstand wirksam zu verhindern und die hochkontagiöse Seuche 
zu bekämpfen. In Anbetracht der besonderen Bedeutung der Geflügel-
pest für Vögel/Geflügel und aufgrund des grundsätzlichen Zoonosecha-
rakters (auf den Menschen übertragbar) auch für den Menschen sind sie 
dennoch angemessen.

Zu 7.
Die Nichterhebung von Kosten beruht auf § 11 SächsVwKG. Diese 
Amtshandlung wird im öffentlichen Interesse von Amts wegen vorge-
nommen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Lebensmittelüberwachungs- und Veterinäramt, 
Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna schriftlich oder mündlich zur Nie-
derschrift einzulegen.
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden.
Die De-Mail-Adresse lautet:
lebensmittelueberwachungs-und-veterinaeramt@lk-l.de-mail.de

Hinweis:
Die aufschiebende Wirkung eines Widerspruchs entfällt jedoch gemäß 
§ 37 TierGesG.
Wir weisen darauf hin, dass Zuwiderhandlungen gegen die Allge-
meinverfügung als Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis 
zu 30.000 € (dreißigtausend Euro) geahndet werden können.

gez. Dr. Asja Möller
Amtsleiterin Lebensmittelüberwachungs- und
Veterinäramt

Rechtsquellenverzeichnis
•	 Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) vom 22.05.2013,
•	 Sächsisches Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsgesetz 

(SächsAGTierGesG) vom 09.07.2014,
•	 Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (GeflPestSchV) 

vom 15.10.2018,
•	 Verordnung (EU) 2017/625 DES EUROPÄISCHEN PARLA-

MENTS UND DES RATES vom 15. März 2017 über amtliche 

II.
Das LÜVA Landkreis Leipzig ist sachlich und örtlich für den Erlass 
dieser amtlichen Anordnung zuständig
(Artikel 138 (1) der VO (EU) Nr. 2017/625 i. V. m. § 24 (1) und (3) 
TierGesG i. V. m. § 1 (1), (2) und (6) SächsAGTierGesG bzw. § 3 (1) 
VwVfG i. V. m. § 1 SächsVwVfZG).
Die amtliche Anordnung in Form der Allgemeinverfügung richtet sich 
an Halter von und damit verantwortliche Personen für gehaltene Vögel 
und an Halter von und damit verantwortlichen Personen für gehaltene 
Vögel und Säugetiere im genannten Sperrbezirk sowie an Halter von 
und damit verantwortliche Personen für gehaltene Vögel im genann-
ten Beobachtungsgebiet und an im Sperrbezirk/Beobachtungsgebiet 
Jagdausübungsberechtigte.

Zu 1.
Aufgrund des Befundes 2020-01279 vom 25.12.2020 des FLIs ist der 
Ausbruch der Geflügelpest bei einem gehaltenen Vogel nach § 1 (1)  
Nr. 1 a GeflPestSchV festzustellen.
Der Befund 2020-01298 vom 30.12.2020 des FLIs erbrachte auch im 
zweiten Bestand den Nachweis des Geflügelpesterregers, womit auch 
hier der Ausbruch amtlich festzustellen ist, die Restriktionszonen wa-
ren demzufolge anzupassen.

Zu 2. und 3.
Die Maßnahmen begründen sich in §§ 21 - 25 GeflPestSchV. Die Maß-
nahmen sind kraft Gesetz sofort vollziehbar (§ 37 TierGesG i. V. m. 
GeflPestSchV).

Zu 4. und 5.
Die Maßnahmen begründen sich in §§ 27 - 29 GeflPestSchV. Die Maß-
nahmen sind kraft Gesetz sofort vollziehbar (§ 37 TierGesG i. V. m. 
GeflPestSchV).
Die Anordnung der Aufstallung auch im Beobachtungsgebiet erfolgt 
nach pflichtgemäßem Ermessen. Aufgrund der zurzeit plausibelsten 
Eintragshypothese erfolgte der Eintrag über durch Wildvögel virus-
kontaminiertes Material in die Geflügelhaltung des betroffenen Be-
triebs.
Seit Ende Oktober 2020 sind mehr als 450 Fälle von HPAI-Virus H5-
Infektionen bei Wildvögeln und bislang 15 Ausbrüche bei gehaltenem 
Geflügel überwiegend in Norddeutschland festgestellt worden, wobei 
die Dynamik des Ausbruchsgeschehens mit Nachweisen von HPAI-
Infektionen in Mittel- und Süddeutschland belegt ist. In Sachsen selbst 
war bei einer Wildente in der Stadt Torgau mit Befund vom 19.11.2020 
eine Infektion mit dem HPAI-Virus H5N8 nachgewiesen worden. Das 
Risiko der Ausbreitung in Wasservogelpopulationen und damit auch des 
Eintrags in Geflügelhaltungen wird gemäß der Risikoeinschätzung des 
FLI zum Auftreten von HPAI-Virus H5 in Deutschland derzeit als hoch 
eingestuft. Niedrige Temperaturen im Winter stabilisieren die Infektio-
sität von Influenzaviren in der Umwelt. Wenn sich die in ihre Winter-
quartiere ziehenden Wasservögel in hoher Zahl sammeln und vermi-
schen, werden Virusübertragungen zwischen Wildvögeln und somit die 
Verbreitung der Viren begünstigt. Überall dort, wo Kontaktmöglichkeiten 
zwischen Wildvögeln, insbesondere Wasservögeln, und Hausgeflügel be-
stehen, oder Flächen, Futtermittel und Einstreumaterial durch infizierte 
Wildvögel kontaminiert werden, können Infektionen bei gehaltenem Ge-
flügel eingetragen werden und somit neue Infektionsquellen entstehen. 
Aber auch über Aas fressende Vögel, die infzierte Tiere aufgenommen 
haben, ist eine Virusverbreitung innerhalb ihres Bewegungsradius und 
über Umwaltkontamination möglich.
Es ist derzeit von einem vergleichsweise hohen Erregerdruck in der Wild-
vogelpopulation auszugehen. Um weiteren Einträgen dieser unbekannten 
Wildvogelgruppe in Freilandhaltungen vorzubeugen und in Anbetracht 
der lokalen Wildvogelruhegebiete auf den umgebenden Feldern und 
Seen und der Wildvogelbewegungen, erscheint eine Begrenzung der 
Aufstallungspflicht auf den Sperrbezirk als unzureichend und muss, 
auch um die Lage klären zu können, entsprechend ausgedehnt werden.

Zu 3.q. und 5.j.:
Die Jagd auf Federwild wird unter Berücksichtigung der lokalen geo-
graphischen Gegebenheiten sowie der bekannten Fauna im Sperrbezirk 
und Beobachtungsgebiet mit den dort etablierten Wildvogelruhegebie-
ten untersagt, da es sich gemäß den bisher vorliegenden Erkenntnissen 
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3. Für den Sperrbezirk gilt Folgendes:
a. Jeder, der gehaltene Vögel (= Geflügel (= Hühner, Truthüh-

ner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, 
Enten und Gänse, die in Gefangenschaft aufgezogen oder 
gehalten werden) oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel 
anderer Arten (= andere gehaltene Vögel als das genannte 
Geflügel, ausgenommen Tauben)) hält, hat dies unverzüglich 
unter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und der Art 
und Anzahl des Geflügels, der Nutzungsart und ihres Stand-
ortes, bezogen auf die jeweilige Art beim LÜVA anzuzeigen, 
sofern dies noch nicht erfolgt ist.

b. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat Verendungen sowie jede 
Änderung seiner Haltung unverzüglich dem LÜVA anzuzeigen.

c. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat diese in geschlossenen 
Ställen oder unter einer Schutzvorrichtung (Vorrichtung, die 
aus einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicher-
ten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen 
von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung stehen muss, 
wobei Netze oder Gitter, die zur Abdeckung nach oben ge-
nutzt werden, nur anerkannt werden, wenn ihre Maschenwei-
te maximal 25 mm beträgt) zu halten. Ausnahmen sind durch 
das LÜVA genehmigungspflichtig und können nur in Abhän-
gigkeit von der Tierseuchenlage erteilt werden.

d. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat diese nach näherer Wei-
sung durch das LÜVA untersuchen zu lassen.

e. Gehaltene Vögel, Säugetiere, Fleisch von Geflügel und Fe-
derwild, Eier sowie von Geflügel und Federwild stammende 
sonstige Erzeugnisse und tierische Nebenprodukte dürfen 
weder in einen noch aus einem Bestand mit gehaltenen Vö-
geln, Futtermittel dürfen nicht aus einem solchen Bestand 
verbracht werden. Ausnahmen vom Verbringungsverbot sind 
grundsätzlich, jedoch ausschließlich nach vorheriger Geneh-
migung und unter Auflagen durch das LÜVA möglich für das 
Verbringen von
i. Geflügel, ausgenommen Eintagsküken, unmittelbar zur 

Schlachtung in eine vom LÜVA bezeichnete Schlacht-
stätte,

ii. Legehennen und Truthühnern aus einem Bestand im 
Sperrbezirk in einen Bestand im Inland,

iii. Eintagsküken aus einem Bestand im Sperrbezirk in ei-
nen Bestand im Inland,

iv. in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln anderer Arten 
oder Säugetieren, soweit sichergestellt ist, dass diese 
Vögel oder Säugetiere nicht mit im Bestand gehalte-
nem Geflügel in Kontakt gekommen sind,

Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung 
der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vor-
schriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit 
und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) 
Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 
1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 
und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, 
der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des 
Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 
2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung 
der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/
EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 
96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/
EWG des Rates

•	 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vom 23.01.2003,
•	 Gesetz zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und Verwal-

tungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) 
vom 11.05.2010,

•	 Sächsisches Verwaltungskostengesetz (SächsVwKG) vom 
05.04.2019

jeweils in der derzeit geltenden Fassung

Amtliche Tierseuchenbekämpfung

Allgemeinverfügung zur Feststellung  
des Ausbruchs der Geflügelpest bei einem 
gehaltenen Vogel
Das Landratsamt Landkreis Leipzig, Lebensmittelüberwachungs- 
und Veterinäramt (LÜVA), erlässt an Halter von gehaltenen Vögeln, 
an Halter von gehaltenen Vögeln und Säugetieren im genannten 
Sperrbezirk sowie an Halter von gehaltenen Vögeln im Beobach-
tungsgebiet und an im Sperrbezirk oder im Beobachtungsgebiet ja-
gende Jagdausübungsberechtigte folgende

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung
1. Der Ausbruch der Geflügelpest bei einem gehaltenen Vogel in 

Mutzschen wird amtlich festgestellt.
2. Das folgende Gebiet (auf Abbildung 1 innerhalb der roten Linie, 

auf dem Gebiet des Landkreises Leipzig) wird bis auf Widerruf 
durch das LÜVA zum Sperrbezirk erklärt:
Beginnend von der Landkreisgrenze zu Nordsachsen südlich des 
Wermsdorfer Forstes und nördlich des Langen Rodaer Sees an der 
Westseite des Sees entlang Richtung Roda, Roda vom Westen her 
umfassend weiter Richtung des Mutzschener Wassers dem Bach-
verlauf folgend nach Westen bis zum Kreuzungspunkt mit dem 
estewitzer Bachs, diesem nach Süden folgend östlich an Gaste-
witz vorbei Richtung S38, diese kreuzend entlang der Straße Am 
Berg Richtung Köllmichen, nördlich von Köllmichen nach Osten 
dem Verlauf des Mutzschener Wassers folgend und Merschwitz 
südlich umfassend Richtung Chausseestraße, dieser folgend 
Richtung Jeesewitz, Jeesewitz nördlich außen vorlassend und 
südlich von Wetteritz an die Landkreisgrenze zu Nordsachsen, 
siehe Abbildung 1.

BITTE BEACHTEN SIE: Für den Landkreis Nordsachsen wird 
durch die zuständige Behörde der genaue Sperrbezirk gesondert 
verfügt, auf der Abbildung ist nur der 3-km-Mindestradius zu se-
hen.
Der Sperrbezirk ist auch im Internet unter
http://www.geoportal-lkl.de/?AspxAutoDetectCookieSupport=1 
einsehbar.
In diesen so beschriebenen Sperrbezirk fallen somit folgende Ort-
schaften der Gemeinde Grimma: Mutzschen, Göttwitz, Wetteritz, 
Merschwitz und Roda.

Abbildung 1: Sperrbezirk innerhalb des Landkreises Leipzig, entspricht 
der Fläche innerhalb der roten und blauen Umrandung, die dicke blaue 
Linie entspricht der Landkreisgrenze.
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Beginnend von der Landkreisgrenze zu Nordsachsen südlich von 
Meltewitz Richtung Westen, Mark Schönstädt nördlich umfassend 
weiter Richtung Kühren, Kühren nördlich umfassend weiter bis 
zum Stauchaer Weg, diesem Richtung Westen zum Ende folgend 
weiter, dann nach Süden Richtung Burkartshain, an Burkartshain 
östlich vorbei weiter zur S47, Trebsener Straße, dieser Straße Rich-
tung Pyrna folgend, Pyrna nördlich umfassend weiter dem Stra-
ßenverlauf der S47 entlang Richtung Neichen bis zum Beginn der 
Burkartshainer Straße, dieser Straße Richtung Nerchau östlich an 
Neichen vorbei folgen zur Nerchauer Straße, auf Höhe der Abzwei-
gung Eisenbahnstraße nach Westen an das Ostufer der Vereinigten 
Mulde, dem Flußverlauf Richtung Süden folgend bis auf Höhe 
Nerchau, dann dem Feldweg, der vom Mittelweg nach Westen weg-
führt, Richtung A14 folgend die A14 nördlich von Bahren kreuzend, 
Bahren östlich umfahrend am Ostufer der Mulde weiter, westlich an 
Golzern vorbei an der Schmorditzer Straße bis zum Abzweig der 
Kohlenstraße, dem Verlauf folgen bis zur Teichmühlstraße, dann 
weiter nach Osten und dem Verlauf des Teichmühlgrabens nach 
Süden folgen und dabei östlich an Grechwitz vorbei die Mutzsche-
ner Straße kreuzend und hinter dem Abzweig der Straße „Grube“ 
nach Süden Richtung Schkortitz, an Schkortitz östlich vorbei weiter 
nördlich und östlich Naundorf umfahrend Richtung Keiselwitz, die 
Pfannkuchenmühle westlich umschließend weiter Richtung Keisel-
witz, Keiselwitz dabei südlich umfassend Richtung Thümmlitzwald 
zur Straße „Zur Grube“, dieser folgend bis zur Kreuzung mit der 
Kössener Straße, dieser Richtung Böhlen folgen zum Waldausgang, 
dann südlich an der Waldgrenze entlang Richtung Seidewitz, nörd-
lich von Seidewitz Richtung Fritzschenbach zur Landkreisgrenze 
mit Mittelsachsen, siehe Abbildung 2.

Abbildung 2: Beobachtungsgebiet innerhalb des Landkreises Leipzig, 
entspricht der Fläche innerhalb der schwarzen und roten Umrandung, 
wobei die blaue Linie der Landkreisgrenze entspricht.

BITTE BEACHTEN SIE: Für die Landkreise Nord- und Mittel-
sachsen wird durch die zuständige Behörde das genaue Beob-
achtungsgebiet gesondert verfügt, auf der Abbildung ist nur der 
10-km-Mindestradius zu sehen.
Das Beobachtungsgebiet ist auch im Internet unter 
http://www.geoportal-lkl.de/?AspxAutoDetectCookieSupport=1 
einsehbar.
In dieses so beschriebene Beobachtungsgebiet fallen demnach fol-
gende Orte und Ortsteile:
04668 Grimma - Jeesewitz, Köllmichen, Prösitz, Draschwitz, Po-
ischwitz, Zschoppach, Nauberg, Ostrau, Motterwitz, Muschau, 
Böhlen, Dürrweitzschen, Leipnitz, Keiselwitz, Neumühle, Kucke-
land, Frauendorf, Papsdorf, Zeunitz, Pöhsig, Haubitz, Ragewitz, 
Bröhsen, Zaschwitz, Grottewitz, Deditz, Golzern, Gastewitz, 
Schmorditz, Nerchau, Denkwitz, Thümmlitz, Fremdiswalde, Wa-
gelwitz, Cannewitz, Gornewitz, Würschwitz, Löbschütz, Serka, 
Gaudichsroda; 04808 Wurzen - Pyrna, Wäldgen, Sachsendorf, 
Streuben, Kühren; 04808 Lossatal - Mark Schönstädt

v. Bruteiern und Konsumeiern,
vi. frischem Fleisch von Geflügel und Federwild sowie 

von aus diesem Fleisch hergestelltem Hackfleisch, Se-
paratorenfleisch, Fleischzubereitungen und Fleischer-
zeugnissen,

vii. tierischen Nebenprodukten.
f. Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Stand-

orte der gehaltenen Vögel sind gegen unbefugten Zutritt oder 
unbefugtes Befahren zu sichern.

g. Ställe oder sonstige Standorte der gehaltenen Vögel dür-
fen von betriebsfremden Personen nur mit betriebseigener 
Schutzkleidung oder Einwegschutzkleidung betreten wer-
den, die nach Verlassen des Stalles oder sonstiger Standorte 
unverzüglich abzulegen und zu reinigen bzw. unschädlich zu 
beseitigen ist.

h. Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die bei 
der Haltung der gehaltenen Vögel eingesetzt und in mehre-
ren Ställen oder von mehreren Betrieben gemeinsam benutzt 
werden, sind jeweils vor der Benutzung in anderen Ställen/
Betrieben gründlich zu reinigen und mit DVG-gelisteten 
(= Deutsche Veterinärmedizinische Gesellschaft) viruziden 
Desinfektionsmitteln in der empfohlenen Konzentration zu 
desinfizieren.

i. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat sicherzustellen, dass eine 
ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird 
und hierüber Aufzeichnungen gemacht werden.

j. Der Raum, Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur 
Aufbewahrung verendeter gehaltener Vögel sind nach jeder 
Abholung, mindestens jedoch einmal im Monat zu reinigen 
und mit DVG gelisteten viruziden Desinfektionsmitteln in 
der empfohlenen Konzentration zu desinfizieren.

k. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat eine betriebsbereite Ein-
richtung zum Waschen der Hände sowie eine Einrichtung 
zum Wechseln und Ablegen der Kleidung und zur Desinfek-
tion der Schuhe vorzuhalten.

l. Die Beförderung von frischem Fleisch von Geflügel aus einer 
Schlachtstätte, einem Zerlegebetrieb oder einem Kühlhaus ist 
verboten. Dieses Verbot gilt nicht, soweit das frische Fleisch 
von Geflügel außerhalb des Sperrbezirks gewonnen und von 
frischem Fleisch von Geflügel, das im Sperrbezirk gewonnen 
worden ist, getrennt gelagert und befördert worden ist oder 
das frische Fleisch von Geflügel vor dem 20.11.2020 gewon-
nen und von frischem Fleisch getrennt gelagert und befördert 
worden ist, das nach diesem Zeitpunkt gewonnen worden ist.

m. Gehaltene Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbestandes 
dürfen nicht freigelassen werden.

n. Auf öffentlichen oder privaten Straßen oder Wegen, ausge-
nommen auf betrieblichen Wegen, dürfen gehaltene Vögel, 
Eier oder Tierkörper gehaltener Vögel nicht befördert wer-
den. Dieses Verbot gilt nicht für die Beförderung im Durch-
gangsverkehr auf Bundesfernstraßen oder Schienenverbin-
dungen, soweit das Fahrzeug nicht anhält und Geflügel oder 
frisches Fleisch von Geflügel nicht entladen wird und für die 
sonstige Beförderung von Konsumeiern, die außerhalb des 
Sperrbezirks erzeugt worden sind.

o. Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügel-
märkten oder Veranstaltungen ähnlicher Art ist verboten.

p. Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vögel, 
frisches Fleisch von Geflügel, tierische Nebenprodukte von 
Geflügel, Futtermittel und sonstige Materialien, die Träger 
des hochpathogenen aviären Influenzavirus sein können, be-
fördert worden sind, sowie Fahrzeuge, mit denen ein Bestand 
mit gehaltenen Vögeln befahren worden ist, sind unverzüg-
lich nach jeder Beförderung nach näherer Weisung durch das 
LÜVA zu reinigen und zu desinfizieren.

q. Die Jagd auf Federwild wird untersagt.
r. Tot aufgefundene Wildvögel (hier: Wasser-, Greif- und Ra-

benvögel) sind dem LÜVA unverzüglich zu melden.
4. Das folgende Gebiet wird bis auf Widerruf durch das LÜVA zum 

Beobachtungsgebiet erklärt:
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6. Die Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

7. Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben.

Gründe
I.
Mit dem Befund VL-2020/86634 der Landesuntersuchungsanstalt für 
das Gesundheits- und Veterinärwesen Sachsen (LUA) vom 24.12.2020 
wurde bei Gänsen aus einer Geflügelhaltung in der Gemeinde Grim-
ma in der Folge eines auffälligen Verlustgeschehens aviäres Influenza  
A-Virus, Suptyp H5 nachgewiesen. Damit wurde für den Bestand 
der Verdacht auf Geflügelpest amtlich festgestellt, der Bestand wird 
geräumt. Der Bestätigungsbefund 2020-01275 vom 25.12.2020 des 
Friedrich-Löffler-Instituts (FLI), Bundesforschungsinstitut für Tierge-
sundheit und Nationales Referenzlabor für Aviäre Influenza/Geflügel-
pest, erbrachte den Befund hochpathogenes Influenza A Virus Sub-
typ H5N8.
II.
Das LÜVA Landkreis Leipzig ist sachlich und örtlich für den Erlass 
dieser amtlichen Anordnung zuständig
(Artikel 138 (1) der VO (EU) Nr. 2017/625 i. V. m. § 24 (1) und (3) 
TierGesG i. V. m. § 1 (1), (2) und (6) SächsAGTierGesG bzw. § 3 (1) 
VwVfG i. V. m. § 1 SächsVwVfZG).
Die amtliche Anordnung in Form der Allgemeinverfügung richtet sich 
an Halter von und damit verantwortliche Personen für gehaltene Vögel 
und an Halter von und damit verantwortlichen Personen für gehaltene 
Vögel und Säugetiere im genannten Sperrbezirk sowie an Halter von 
und damit verantwortliche Personen für gehaltene Vögel im genann-
ten Beobachtungsgebiet und an im Sperrbezirk/Beobachtungsgebiet 
Jagdausübungsberechtigte.

Zu 1.
Aufgrund des Befundes 2020-01279 vom 25.12.2020 des FLIs ist der 
Ausbruch der Geflügelpest bei einem gehaltenen Vogel nach § 1 (1)  
Nr. 1 a GeflPestSchV festzustellen.

Zu 2. und 3.
Die Maßnahmen begründen sich in §§ 21 - 25 GeflPestSchV. Die Maß-
nahmen sind kraft Gesetz sofort vollziehbar (§ 37 TierGesG i. V. m. 
GeflPestSchV).

Zu 4. und 5.
Die Maßnahmen begründen sich in §§ 27 - 29 GeflPestSchV. Die Maß-
nahmen sind kraft Gesetz sofort vollziehbar (§ 37 TierGesG i. V. m. 
GeflPestSchV).
Die Anordnung der Aufstallung auch im Beobachtungsgebiet erfolgt 
nach pflichtgemäßem Ermessen. Aufgrund der zurzeit plausibelsten 
Eintragshypothese erfolgte der Eintrag über durch Wildvögel virus-
kontaminiertes Material in die Geflügelhaltung des betroffenen Be-
triebs.
Seit Ende Oktober 2020 sind mehr als 450 Fälle von HPAI-Virus H5-
Infektionen bei Wildvögeln und bislang 15 Ausbrüche bei gehaltenem 
Geflügel überwiegend in Norddeutschland festgestellt worden, wobei 
die Dynamik des Ausbruchsgeschehens mit Nachweisen von HPAI-
Infektionen in Mittel- und Süddeutschland belegt ist. In Sachsen selbst 
war bei einer Wildente in der Stadt Torgau mit Befund vom 19.11.2020 
eine Infektion mit dem HPAI-Virus H5N8 nachgewiesen worden. Das 
Risiko der Ausbreitung in Wasservogelpopulationen und damit auch 
des Eintrags in Geflügelhaltungen wird gemäß der Risikoeinschätzung 
des FLI zum Auftreten von HPAI-Virus H5 in Deutschland derzeit als 
hoch eingestuft. 
Niedrige Temperaturen im Winter stabilisieren die Infektiosität von In-
fluenzaviren in der Umwelt. Wenn sich die in ihre Winterquartiere zie-
henden Wasservögel in hoher Zahl sammeln und vermischen, werden 
Virusübertragungen zwischen Wildvögeln und somit die Verbreitung 
der Viren begünstigt. Überall dort, wo Kontaktmöglichkeiten zwischen 
Wildvögeln, insbesondere Wasservögeln, und Hausgeflügel bestehen, 
oder Flächen, Futtermittel und Einstreumaterial durch infizierte Wild-
vögel kontaminiert werden, können Infektionen bei gehaltenem Geflü-
gel eingetragen werden und somit neue Infektionsquellen entstehen. 
Aber auch über Aas fressende Vögel, die infzierte Tiere aufgenommen 
haben, ist eine Virusverbreitung innerhalb ihres Bewegungsradius und 
über Umwaltkontamination möglich.

5. Für das Beobachtungsgebiet gilt Folgendes:
a. Jeder, der gehaltene Vögel (= Geflügel (= Hühner, Truthüh-

ner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, 
Enten und Gänse, die in Gefangenschaft aufgezogen oder 
gehalten werden) oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel 
anderer Arten (= andere gehaltene Vögel als das genannte 
Geflügel, ausgenommen Tauben)) hält, hat dies unverzüglich 
unter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und der Art 
und Anzahl des Geflügels, der Nutzungsart und ihres Stand-
ortes, bezogen auf die jeweilige Art beim LÜVA anzuzeigen, 
sofern dies noch nicht erfolgt ist.

b. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat Verendungen sowie jede 
Änderung seiner Haltung unverzüglich dem LÜVA anzuzei-
gen.

c. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat diese in geschlossenen 
Ställen oder unter einer Schutzvorrichtung (Vorrichtung, die 
aus einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicher-
ten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen 
von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung stehen muss, 
wobei Netze oder Gitter, die zur Abdeckung nach oben ge-
nutzt werden, nur anerkannt werden, wenn ihre Maschen-
weite maximal 25 mm beträgt) zu halten. Ausnahmen sind 
durch das LÜVA genehmigungspflichtig und können nur in 
Abhängigkeit von der entsprechenden Tierseuchenlage erteilt 
werden.

d. Jeder, der gehaltene Vögel hält, hat diese nach näherer Wei-
sung durch das LÜVA untersuchen zu lassen.

e. Gehaltene Vögel, frisches Fleisch von Geflügel und Feder-
wild, Eier sowie von Geflügel und Federwild stammende 
sonstige Erzeugnisse sowie tierische Nebenprodukte von 
Geflügel dürfen weder in einen noch aus einem Bestand ver-
bracht werden. Ausnahmen vom Verbringungsverbot sind 
grundsätzlich, jedoch ausschließlich nach vorheriger Geneh-
migung und unter Auflagen durch das LÜVA bzw. die Lan-
desdirektion Sachsen möglich für das Verbringen von
i. Geflügel unmittelbar zur Schlachtung in eine vom 

LÜVA bezeichnete Schlachtstätte,
ii. Legehennen oder Truthühner in einen Bestand im In-

land,
iii. Eintagsküken in einen Bestand im Inland oder einen an-

deren Mitgliedstaat,
iv. in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Arten, so-

weit sichergestellt ist, dass diese Vögel nicht mit im Be-
stand gehaltenem Geflügel in Kontakt gekommen sind

v. Bruteiern und Konsumeiern,
vi. frischem Fleisch von Geflügel und Federwild sowie von 

aus diesem Fleisch hergestelltem Hackfleisch, Separa-
torenfleisch, Fleischzubereitungen und Fleischerzeug-
nissen,

vii. tierischen Nebenprodukten.
f. Ställe oder sonstige Standorte der gehaltenen Vögel dür-

fen von betriebsfremden Personen nur mit betriebseigener 
Schutzkleidung oder Einwegschutzkleidung betreten werden, 
die nach Verlassen des Stalles oder sonstiger Standorte un-
verzüglich abzulegen und zu reinigen bzw. unschädlich zu 
beseitigen ist.

g. Gehaltene Vögel dürfen zur Aufstockung des Wildvogelbe-
standes nicht frei gelassen werden.

h. Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügel-
märkten oder Veranstaltungen ähnlicher Art ist verboten.

i. Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vögel, 
frisches Fleisch von Geflügel, tierische Nebenprodukte von 
Geflügel, Futtermittel oder sonstige Materialien, die Träger 
des hochpathogenenaviären Influenzavirus sein können, be-
fördert worden sind, sowie Fahrzeuge, mit denen ein Bestand 
mit gehaltenen Vögeln befahren worden ist, sind unverzüg-
lich nach jeder Beförderung nach näherer Weisung durch das 
LÜVA zu reinigen und zu desinfizieren.

j. Die Jagd auf Federwild wird untersagt.
k. Tot aufgefundene Wildvögel (hier: Wasser-, Greif- und Ra-

benvögel) sind dem LÜVA unverzüglich zu melden.
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Rechtsquellenverzeichnis
•	 Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) vom 22.05.2013,
•	 Sächsisches Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsgesetz 

(SächsAGTierGesG) vom 09.07.2014,
•	 Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (GeflPestSchV) 

vom 15.10.2018,
•	 Verordnung (EU) 2017/625 DES EUROPÄISCHEN PARLA-

MENTS UND DES RATES vom 15. März 2017 über amtliche 
Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung 
der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vor-
schriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesund-
heit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen 
(EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG)  
Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 
2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments 
und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 
1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/
EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und 
zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) 
Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der 
Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/
EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Be-
schlusses 92/438/EWG des Rates

•	 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vom 23.01.2003,
•	 Gesetz zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und Verwal-

tungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) 
vom 11.05.2010,

•	 Sächsisches Verwaltungskostengesetz (SächsVwKG) vom 05.04.2019
jeweils in der derzeit geltenden Fassung.

Offenlegung der Änderung von Daten 
des Liegenschaftskatasters nach § 14 
Abs. 6 Sächsisches Vermessungs- und 
Katastergesetz
Das Vermessungsamt des Landkreises Leipzig hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:
Betroffene Flurstücke
Gemarkung Borna (1834): 331/9, 331/10, 331/11, 331/12, 1087, 1088, 
1091/1, 1091/2, 1091/3, 1091/5, 1091/a, 1095/2, 1095/4, 1096/3, 1101/3, 
1102/3, 1102/4, 1103/3, 1103/4, 1103/5, 1212/9, 1212/12, 1212/13, 
1212/14, 1212/15, 1258/5, 1258/7, 1258/9, 1299/12, 1838/5, 1839/5, 
1840/6, 1841/5, 1842/3, 1843/3, 1844/3, 1845/3, 1847/3, 1848/3, 1849, 
1850/3, 1851/3, 1852, 1853, 1854, 1855, 1856/1, 1857/1, 1858, 1859, 
1860, 1861, 1862, 1863, 1864, 1865, 1866, 1867, 1868, 1869, 1870, 
1871, 1872, 1873/5, 1873/7, 1874/5, 1874/7, 2419/6, 2419/9, 2419/20

Art der Änderung

1. Zerlegung
2. Berichtigung der Flächenangabe
3. Veränderung der tatsächlichen Nutzung mit Änderung der Wirt-

schaftsart
4. Veränderung der tatsächlichen Nutzung ohne Änderung der Wirt-

schaftsart

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegenschafts-
katasters durch Offenlegung bekannt gemacht. Die Ermächtigung zur 
Bekanntgabe auf diesem Wege ergibt sich aus § 14 Abs. 6 Sächsisches 
Vermessungs- und Katastergesetz. 

Der Landkreis Leipzig ist nach § 2 des Gesetzes über das amtliche 
Vermessungswesen und das Liegenschaftskataster im Freistaat Sach-
sen (Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz - SächsVermKatG) 
= Artikel 9 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 
148), geändert durch Artikel 2, Abs. 16 des Gesetzes vom 5. April 2019 
(SächsGVBl. S. 245) in der jeweils geltenden Fassung, für die Führung 
des Liegenschaftskatasters zuständig. 

Der Änderung der Daten des Liegenschaftskatasters liegen die Vor-
schriften des § 14 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz zu-
grunde.

Es ist derzeit von einem vergleichsweise hohen Erregerdruck in der 
Wildvogelpopulation auszugehen. Um weiteren Einträgen dieser un-
bekannten Wildvogelgruppe in Freilandhaltungen vorzubeugen und in 
Anbetracht der lokalen Wildvogelruhegebiete auf den umgebenden Fel-
dern und Seen und der Wildvogelbewegungen, erscheint eine Begren-
zung der Aufstallungspflicht auf den Sperrbezirk als unzureichend und 
muss, auch um die Lage klären zu können, entsprechend ausgedehnt 
werden.

Zu 3.q. und 4.j.:
Die Jagd auf Federwild wird unter Berücksichtigung der lokalen geo-
graphischen Gegebenheiten sowie der bekannten Fauna im Sperrbezirk 
und Beobachtungsgebiet mit den dort etablierten Wildvogelruhegebie-
ten untersagt, da es sich gemäß den bisher vorliegenden Erkenntnissen 
um einen Eintrag aus der Wildvogelpopulation handelt. Eine Jagd führt 
zu Unruhe in und Verbreitung von Wildvogelbeständen mit der Gefahr 
eines weiteren Eintrags in andere Bestände. Daher wird nach pflichtge-
mäßem Ermessen die Untersagung einer Jagd auf Federwild angeord-
net, die sich aufgrund der Wildvogelbewegungen und bekannten Ruhe-
plätze auch auf das Beobachtungsgebiet ausdehnen muss.

Zu 3.r. und 4.k.:
Zur Klärung des derzeitigen Infektionsrisikos non Geflügel mit HPAI-
Virus im Sperrbezirk und im Beobachtunsgebiet und zur Plausibi-
lisierung der Eintragshypothesen in den Ausbruchsbestand ist es un-
abdingbar, dass Totfunde bei Wildvögeln (hier: Wasser-, Greif- und 
Rabenvögel) umgehend der zuständigen Veterinärbehörde gemeldet 
werden, damit die verendeten Vögel geborgen und entsprechend auf 
eine Infektion mit dem HPAI-Virus untersucht werden können. Die 
zeitnahe sichere Entsorgung ist auch daher von besonderer Bedeutung, 
damit Infektionsketten durch Aas fressende Vögel so sicher wie mög-
lich verhindert werden.

Zu 6.
Gemäß § 41 VwVfG (4) kann in einer Allgemeinverfügung frühestens 
der auf die Bekanntmachung folgende Tag als das Bekanntgabedatum 
bestimmt werden.
Der Erlass von Einzelverfügungen ist infolge des großen Adressaten-
kreises nicht verhältnismäßig. Eine Anhörung der Beteiligten unter-
bleibt gemäß § 28 (2) Nr. 4 VwVfG.
Die angeordneten Punkte und Maßnahmen sind erforderlich, dabei aber 
zugleich geeignet, die Ausbreitung der Geflügelpest zum derzeitigen 
Kenntnisstand wirksam zu verhindern und die hochkontagiöse Seuche 
zu bekämpfen. In Anbetracht der besonderen Bedeutung der Geflügel-
pest für Vögel/Geflügel und aufgrund des grundsätzlichen Zoonosecha-
rakters (auf den Menschen übertragbar) auch für den Menschen sind sie 
dennoch angemessen.

Zu 7.
Die Nichterhebung von Kosten beruht auf § 11 SächsVwKG. Diese 
Amtshandlung wird im öffentlichen Interesse von Amts wegen vorge-
nommen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Lebensmittelüberwachungs- und Veterinäramt, 
Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna schriftlich oder mündlich zur Nie-
derschrift einzulegen. Der Widerspruch kann auch elektronisch durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach 
dem De-Mail-Gesetz erhoben werden.
Die De-Mail-Adresse lautet: lebensmittelueberwachungs-und-veteri-
naeramt@lk-l.de-mail.de

Hinweis:
Die aufschiebende Wirkung eines Widerspruchs entfällt jedoch gemäß 
§ 37 TierGesG.
Wir weisen darauf hin, dass Zuwiderhandlungen gegen die Allge-
meinverfügung als Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis 
zu 30.000 € (dreißigtausend Euro) geahndet werden können.

gez. Dr. Asja Möller
Amtsleiterin Lebensmittelüberwachungs- und Veterinäramt
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dieser Bekanntmachung eingesehen werden. Die Einsichtnahme ist zu 
folgenden Zeiten im Raum Nr. 128 möglich:

- Dienstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 18:00 Uhr
- Donnerstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 16:00 Uhr
- Freitag von 08:30 - 12:00 Uhr

Betroffene Eigentümer von Nachbargrundstücken können mit Nach-
weis ihrer Eigentümerschaft eine schriftliche Ausfertigung des Be-
scheides innerhalb der Rechtsbehelfsfrist abfordern. Sofern eine Ein-
sichtnahme beabsichtigt wird, ist eine Terminabstimmung unter 
Tel.-Nr. 03437 984-1612 erforderlich.

gez. Mario Michaels
stellv. Amtsleiter Bauaufsichtsamt

Bekanntmachung des Landratsamtes 
Landkreis Leipzig

gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung für das  
Vorhaben „Wesentliche Änderung der  
Biogasanlage“ der Firma Meusdorfer Biogas 
GmbH am Standort 04654 Frohburg,  
Gemarkung Meusdorf, Flurstück 44/4
Az.: 10132/106.11/517/20
Gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Fe- 
bruar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 117 der Verordnung vom  
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, wird Folgendes 
bekannt gemacht:
Die Meusdorfer Biogas GmbH beantragte mit Datum vom 21.09.2020 
die Genehmigung gemäß § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vor-
gänge in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. 
I S. 1274), geändert durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 9. De-
zember 2020 (BGBl. I S. 2873), zur Errichtung und zum Betrieb eines 
2. BHKW-Moduls (Flex-BHKW) mit einer Feuerungswärmeleistung 
(FWL) von 2.834 kWh/h einschließlich eines Wärmepufferspeichers 
(300 m³) am Standort 04654 Frohburg, Gemarkung Meusdorf, Flur-
stück 44/4.
Das BHKW 2 dient der flexiblen Stromerzeugung und -einspeisung un-
ter Berücksichtigung von Hoch- und Niederlast. Während des flexiblen 
Anlagenbetriebes soll die entstehende Wärme in dem Wärmepuffer-
speicher für die Verbraucher zwischengespeichert werden.
Die Anlage wird in die Nummern 1.2.2.2 (Energieerzeugung), 8.6.3.2 
(Biogaserzeugung) und 9.1.1.2 (Lagerung von Biogas) des Anhang 1 
der Vierten Verordnung zur Durchführung des BImSchG (Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440) eingestuft.
Die biologische Behandlung von Gülle mit einer Durchsatzkapazität 
der Biogaserzeugung von 50 t/d und mehr ist der Nr. 8.4.2.1 (A) des 
UVPG zugeordnet. Das Vorhaben unterliegt somit gemäß Anlage 1 des 
UVPG der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls zur Feststellung der 
Notwendigkeit zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach § 9 Absatz 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 7 Abs. 1 des UVPG.
Die Vorprüfung des Landratsamtes Landkreis Leipzig unter Berück-
sichtigung der in der Anlage 3 des UVPG aufgeführten Kriterien ergab, 
dass keine erheblichen nachteiligen Umwelt-einwirkungen zu erwarten 
sind. Eine Umwelterträglichkeitsprüfung ist somit nicht erforderlich.
Folgende Gründe werden für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht nach 
Anlage 3 des UVPG als wesentlich angesehen:
Das BHKW 2 für die Flexibilisierung der Biogasanlage soll innerhalb 
des bestehenden Betriebsgeländes in einem Container aufgestellt wer-
den. Am Standort der Biogasanlage befinden sich keine Wohnnutzun-
gen oder ähnliches. Das unmittelbare Umfeld der Biogasanlage ist im 
Wesentlichen durch landwirtschaftliches Betriebsgelände und Acker-
flächen geprägt.

Die Unterlagen liegen ab dem 02.02.2021 bis zum 01.03.2021
in der Geschäftsstelle des Vermessungsamtes

Leipziger Straße 67, 04552 Borna
in der Zeit

Dienstag 8.30 - 12.00 und 13.30 - 18.00 Uhr
Donnerstag 8.30 - 12.00 und 13.30 - 16.00 Uhr
Freitag 8.30 - 12.00 Uhr

zur Einsichtnahme bereit. Eine telefonische Terminabsprache ist er-
forderlich. Nach § 14 Abs. 6 Sächsisches Vermessungs- und Kataster-
gesetz gilt die Änderung der Daten des Liegenschaftskatasters 7 Tage 
nach Ablauf der Offenlegungsfrist als bekannt gegeben. Für Fragen 
stehen Ihnen die Mitarbeiter unserer Geschäftsstelle während der Öff-
nungszeiten zur Verfügung. Sie haben in der Geschäftsstelle auch die 
Möglichkeit, weitere Unterlagen zu den Änderungen einzusehen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Die Zerlegung stellt einen Verwaltungsakt dar, gegen den Sie inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch einlegen können. 
Der Widerspruch ist schriftlich oder mündlich zur Niederschrift beim 
Landratsamt des Landkreis Leipzig, Stauffenbergstraße 4, 04552 Bor-
na einzulegen. Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen 
Bevollmächtigten versäumt werden sollte, würde dessen Verschulden 
Ihnen zugerechnet werden.

Borna, den 04.01.2021

gez. Uwe Leberecht
Sachgebietsleiter

Öffentliche Bekanntmachung  
einer Baugenehmigung
Mit Bescheid vom 08.12.2020 (Az: 2020-1767) wurde für das Bau-
vorhaben „Nutzungsänderung des Gastraumes der ehemaligen Gast-
stätte zu einem Multifunktionsraum sowohl zur sowohl zur Nutzung 
durch Vereine als Versammlungsraum u.ä. als auch für die temporäre 
Nutzung durch die Grundschule und den Hort als Aufenthaltsraum 
für kleine Gruppen sowie für die Kita für größere pädagogische Ak-
tivitäten, Elternabende, Theateraufführungen der Kinder und andere 
Veranstaltungen“auf dem Grundstück in 04463 Großpösna, Flurstück(e) 
193/17, der Gemarkung Großpösna, eine Baugenehmigung im Verfah-
ren gemäß § 64 SächsBO (Sächsischen Bauordnung) erteilt.
Die Baugenehmigung wird hiermit nach § 70 Abs. 3 SächsBO durch

öffentliche Bekanntmachung
den betroffenen Eigentümern (im Sinne § 70 Abs. 3 SächsBO) von 
Nachbargrundstücken, hier Flurstücke
63/4;194;198/24;193/10;193b;193/c;193/23;193/19;193/5; 193/8;63/3;
193/16;58/2;193/9;60a;193/20;337/8;193/18;335;193/6;185;59/1; 
193/3;206;62/2;63/2;193/21;193d;193/7;64a;198/30 der Gemarkung 
Großpösna, zugestellt. Das Bauvorhaben entspricht den öffentlich-
rechtlichen Vorschriften, die im bauaufsichtlichen Verfahren zu prüfen 
sind. Nachbarrechtlich geschützte Belange werden nicht beeinträchtigt. 
Insbesondere wurden keine nachbarrechtlich geschützten Befreiungen 
oder Abweichungen erteilt.

Für diese Zustellung gilt folgende

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna, erhoben werden. Der 
Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendeva-
riante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Bauaufsichtsamt@lk-l.de-mail.de.

Hinweise:
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Herausgabe des Amtsblattes als 
bewirkt. Von da an beginnt die Rechtsbehelfsfrist zu laufen.

Der Baugenehmigungsbescheid und die dazugehörenden Pläne können 
im Landratsamt Landkreis Leipzig, Bauaufsichtsamt, Dienstgebäude 
Grimma, Karl-Marx-Straße 22, Haus 3, innerhalb eines Monats nach 
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NACHRUF
Der Landkreis Leipzig trauert um die ehemalige

Kreistagspräsidentin und Kreisrätin

Brigitte Beyer aus Borna

die als gewählte Kreistagspräsidentin von 1990 - 1994 von Beginn 
an die Geschicke des damaligen Landkreises Borna mitbestimmt 
hatte. Sie war bis 2004 aktives Mitglied im Kreistag auch des  
späteren Landkreis Leipziger Land. 

Die langjährige Ortschaftsrätin Wyrathal brachte ihre politische  
Erfahrung ab 2008 in den Kreisseniorenbeirat des Landkreis  
Leipzig ein. Brigitte Beyer war eine prägende und engagierte 
Persönlichkeit, die ihre große Tatkraft auf vielen Ebenen für das 
Gemeinwohl eingesetzt hat. Wir werden sie stets in ehrendem  
Gedenken halten. Unsere Anteilnahme gilt der Familie und den 
Angehörigen.

Henry Graichen Kreisrätinnen und
Landrat Kreisräte des Landkreises Leipzig

Erhöhungen der Inputmassen bzw. der Einsatz neuer Inputstoffe sind 
mit der Änderung nicht verbunden.
Die Bagatellmassenströme für die Luftschadstoffe Stickstoffoxide und 
Schwefeloxide werden unterschritten. Für die Reduzierung der Emis-
sionen an Kohlenmonoxid und Formaldehyd wird ein Oxidationskata-
lysator eingebaut.
In der Schallimmissionsprognose, Bericht-Nr. SHNC2020-136 vom 
09.09.2020, wird die Einhaltung der zulässigen Lärmimmissionswerte 
nach TA Lärm an den maßgeblichen Immissionsorten ausgewiesen.
Durch die Deckelung der Jahresstromerzeugung gesetzlich auf max. 
95% der bisher installierten Leistung wird abgeschätzt, dass sich 
grundsätzlich keine Änderungen hinsichtlich der durchschnittlichen 
Geruchsjahresemissionen und Jahresbiogaserzeugung ergeben.
Das Anlagengelände ist durch eine Umwallung mit plangenehmigter 
Umpflanzung zum Oberflächengewässer Mausbach abgegrenzt. Der 
Standort befindet sich nicht in einem Trinkwasserschutzgebiet oder 
festgesetzten Überschwemmungsgebiet. Durch die Änderungen wer-
den keine erheblichen zusätzlichen Mengen an wassergefährdenden 
Stoffen gehandhabt. Eine Beeinflussung des Wasserhaushaltes findet 
nicht statt. Prozessabwasser fällt nicht an. Stoffeinträge in den Boden 
und in das Grundwasser sind nicht zu besorgen.
Zusammenfassend kann eingeschätzt werden, dass das geplante Vorha-
ben nicht mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter nach § 2 
Abs. 1 UVPG verbunden ist.
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 des UVPG 
die vorgenannte Entscheidung des Landratsamtes Landkreis Leipzig 
nicht selbständig anfechtbar ist.
Die entscheidungsrelevanten Unterlagen sind der Öffentlichkeit ge-
mäß den Bestimmungen des Sächsischen Umweltinformationsgeset-
zes (SächsUIG) vom 1. Juni 2006 (SächsGVBl. S. 146), das zuletzt 
durch Artikel 2 Absatz 25 des Gesetzes vom 5. April 2019 (SächsGVBl.  
S. 245) geändert worden ist, im Landratsamt des Landkreises Leip-
zig, Umweltamt, Sachgebiet Immissionsschutz, Karl-Marx-Straße 22, 
04668 Grimma, zugänglich.
Aufgrund der COVID-19-Pandemie ist die Einsichtnahme nur nach te-
lefonischer Absprache unter der Telefonnummer 03437 984-1927 und 
unter Beachtung der Hygieneanforderungen möglich.
Diese Bekanntmachung ist auch auf der Internetseite des Landratsam-
tes Landkreis Leipzig unter http://www.Landkreis-Leipzig.de/Bekannt-
machungen.html unter Umweltamt einsehbar.

Landratsamt Landkreis Leipzig

Grimma, 13.01.2021

gez. Tina König
Amtsleiterin Umwelt

Stellenangebote  
Landkreis Leipzig

Der Landkreis Leipzig versteht sich als moderner Dienstleister und 
sucht regelmäßig qualifizierte, teamorientierte Menschen, die en-
gagiert und verantwortungsbewusst an ihre Aufgaben herangehen.
Attraktive Stellenangebote in der Verwaltung finden Sie unter 
www.landkreis.Leipzig.de/Karriere - Wir freuen uns auf Ihre Be-
werbung.
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